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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 


1. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
von Geldern 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die deutschen diplomatischen 
Auslandsvertretungen auch an nur regionalen 
deutschen Feiertagen (wie z. B. Fronleichnam), 
die nicht in ganz Deutschland als Feiertage 
gelten, Feiertagsruhe halten? 


2. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
von Geldern 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß deutsche diplomatische Aus- 
landsvertretungen die deutschen (welche im ein- 
zelnen) und die ausländischen Feiertage kumu- 
lieren und so zu Schließungs- (Urlaubs-) Spitzen- 
werten kommen? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler-Albring 
vom 28. Juni 1993 


1. Für die Auslandsvertretungen der Bundesrepublik Deutschland gilt 
- wie für das Auswärtige Amt - die Feiertagsregelung des Landes Nord- 
rhein-Westfalen. Danach sind gesetzliche Feiertage: 


Neujahrstag 

Karfreitag 

Ostermontag 

1. Mai (Tag der Arbeit) 

Christi Himmelfahrt 

Pfingstmontag 


Fronleichnam 

3. Oktober (Tag der deutschen Einheit) 
1. November (Allerheiligen) 

Buß- und Bettag 

1. Weihnachtstag 

2. Weihnachtstag 


2. An den Auslandsvertretungen wird zudem an höchstens drei gesetz- 
lichen Feiertagen des Gastlandes, die nicht gleichzeitig deutsche 
gesetzliche Feiertage sind, zusätzlich Dienstbefreiung gewährt, wenn 
dies die Rücksichtnahme auf die örtlichen Verhältnisse des Gastlandes 
gebietet (z. B. an Unabhängigskeitstagen, Staatsgründungstagen, 
Geburtstagen von Staatsoberhäuptern, hohen religiösen Feiertagen). 

Wenn es nach den örtlichen Verhältnissen für angebracht gehalten 
wird, an einzelnen deutschen gesetzlichen Feiertagen zu arbeiten und 
dafür an wichtigen Feiertagen des Gastlandes nicht zu arbeiten, so kön- 
nen diese Feiertage getauscht werden. 


3. Das Gesetz über den Auswärtigen Dienst verpflichtet die Beamten an 
den Auslandsvertretungen, die sich aus dem Auftrag des Auswärtigen 
Dienstes ergebenden Aufgaben auch außerhalb der regelmäßigen Ar- 
beitszeit wahrzunehmen. 

Diese Aufgaben sind angesichts der Krisen in vielen Regionen, aber 
auch wegen der immer häufiger notwendigen Hilfeleistungen für Deut- 
sche im Ausland nicht innerhalb der Dienststunden zu erfüllen. Tat- 
sächlich werden an allen Auslandsvertretungen in erheblichem Um- 
fang Überstunden und Bereitschaftsdienste zu jeder Tages- und Nacht- 
zeit, insbesondere auch an Wochenenden geleistet. 
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Durch Erlaß des Auswärtigen Amtes (neueste Fassung vom 10. Februar 
1992) sind die Auslandsvertretungen verpflichtet, die bis zu drei zusätz- 
lich gewährten Feiertage des Gastlandes mit dem Anspruch auf Frei- 
zeitausgleich für geleistete Überstunden zu verrechnen. 

Im Ergebnis ist daher festzustellen, daß den Angehörigen der Aus- 
landsvertretungen der Bundesrepublik Deutschland nicht mehr Frei- 
zeit gewährt wird als den in Bonn tätigen Bundesbeamten, die überdies 
am Rosenmontag nicht arbeiten. 


Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung darüber vor, daß serbische Soldaten ver- 
schiedener ehemals jugoslawischer Landesteile 
(Kroatien, Serbien, Bosnien-Herzegowina), die 
vor den Greueln des Bürgerkriegs geflüchtet sind 
und sich in der Bundesrepublik Deutschland auf- 
halten, bei Rückkehr in ihre Heimat mit Strafan- 
drohungen von fünfjähriger Gefängnisstrafe bis 
hin zur Todesstrafe rechnen müssen, und auf- 
grund welcher rechtlicher Grundlagen sollen 
diese Menschen in ihre Heimat abgeschoben 
werden? 

Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 24. Juni 1993 

Wehrpflichtig in der „BRJ" sind nunmehr nur noch diejenigen, die auch 
Staatsbürger sind. Obgleich entsprechende neue Gesetze fehlen, gelten 
als Staatsbürger der „BRJ" diejenigen Staatsbürger des alten Jugosla- 
wien, die in den Teilrepubliken Serbien und Montenegro geboren sind 
oder aus anderen Gebieten des ehemaligen Jugoslawien stammen, aber 
für das neue Jugoslawien optiert haben und sich länger als ein Jahr dort 
ständig aufgehalten haben. Es ist daher davon auszugehen, daß die Einbe- 
rufung von Soldaten oder neuen Wehrpflichtigen, die nicht aus Serbien 
und Montenegro, sondern aus anderen ehemals jugoslawischen Landes- 
teilen (Kroatien, Bosnien-Herzegowina) stammen und die sich in der Bun- 
desrepublik Deutschland auf halten, auszuschließen ist. 

Was die serbischen und montenegrinischen Soldaten, die vor den Greueln 
des Bürgerkriegs geflüchtet sind und die sich ebenfalls in der Bundesrepu- 
blik Deutschland auf halten, angeht, so wird Wehrdienstentzug nach 
jugoslawischem Recht (Artikel 214, 217 jug. StGB) bestraft. Artikel 226 
Abs. 3 verschärft die Strafe bei Kriegszustand oder „Zustand der unmittel- 
bar bevorstehenden Kriegsgefahr" mit Gefängnis nicht unter fünf Jahren 
oder mit dem Tode. Todesurteile wegen Wehrdienstentzug sind jedoch 
nicht bekanntgeworden. Ohnehin bestand der Zustand der unmittelbaren 
Kriegsgefahr nur zwischen dem 3. Oktober 1991 und dem 26. Mai 1992. 

Die Abschiebung ausreisepflichtiger Ausländer ist in den §§49 ff. des Aus- 
ländergesetzes (AuslG) geregelt. Ob wegen drohender Gefahren die Ab- 
schiebung unterbleiben muß oder ausgesetzt bleiben darf, ergibt sich aus 
den §§ 51 bis 55 AuslG. 


3. Abgeordneter 

Achim 

Großmann 

(SPD) 


4. Abgeordneter 

Claus 

Jäger 

(CDU/CSU) 


Wie viele Waffenstillstandsabkommen sind in 
Bosnien-Herzegowina seit Beginn der militäri- 
schen Aggression der Serben abgeschlossen und 
kurz danach wieder gebrochen worden, und bei 
wie vielen dieser Waffenstillstandsvereinbarun- 
gen ist der Bruch seitens der Serben erfolgt? 
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Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 28. Juni 1993 


Die Bundesregierung hat darauf verzichtet, im einzelnen die Waffenstill- 
standsvereinbarungen in Bosnien-Herzegowina zu zählen. Sie ist auch 
nicht der Frage nachgegangen, welche Seite vor Ort als erste diesen oder 
jenen Waffenstillstand verletzt haben könnte. Für das Urteil der Bundesre- 
gierung bleibt die Tatsache ausschlaggebend, daß die Serben den ganzen 
Konflikt ausgelöst, sich seitdem fast immer im Angriff befunden und be- 
sonders in den letzten Monaten Gebiete angegriffen haben, die vorwie- 
gend moslemisch besiedelt waren und nach dem Vance-Owen-Plan zu 
den Provinzen unter politischer Kontrolle der Moslems gehören würden. 


5. Abgeordneter 
Ortwin 
Lowack 
(fraktionslos) 


Wie läßt sich die Praxis der deutschen Botschaft in 
Peking, den Ehepartnern chinesischer Stipendia- 
ten in Deutschland grundsätzlich nicht ein Aus- 
reisevisum zu erteilen, mit der mit dem Auswär- 
tigen Amt abgestimmten Ausschreibung des 
DAAD vereinbaren, die ausdrücklich den Ehe- 
gattennachzug als möglich erklärt? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler-Albring 
vom 28. Juni 1993 


Bislang wurden Anträge von Ehepartnern auf Familienzusammenführung 
zu hier im Bundesgebiet lebenden chinesischen Studenten abgelehnt. 

Anlaß für diese Haltung waren zahlreiche Fälle, in denen die Stipendiaten 
nach genehmigtem Nachzug des Ehegatten und Abschluß ihres Studiums 
nicht wieder in ihr Heimatland zurückkehrten, vielmehr in der Bundes- 
republik Deutschland blieben. 

Grundlage für die Ablehnung war die Nummer 29.1.3 der vorläufigen 
Anwendungshinweise des Bundesministeriums des Innern zu § 29 des 
Ausländergesetzes. Danach ist ein Familiennachzug zu Studenten aus 
Entwicklungsländern nicht zuzulassen. Bei Postgraduierten kann, so auch 
die zwischen DAAD und Auswärtigem Amt abgestimmte Ausschreibung, 
eine Ausnahme gemacht werden, wenn die Rückkehr gesichert erscheint. 

Trotz des auch bei Postgraduierten immer wieder vorkommenden Miß- 
-brauchs hat das Auswärtige Amt daher Weisung erteilt, Ehegatten von 
postgraduierten Studenten aus China eine Aufenthaltsgenehmigung zu 
erteilen, nachdem die für den Aufenthaltsort im Bundesgebiet zuständige 
Ausländerbehörde nach § 11 Abs. 1 Nr. 1 DVAuslG zugestimmt hat. 


6. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 


(SPD) 


Wie wird die Bundesregierung die Aufhebung 
des Abschnitts II des Zusatzprotokolls zum 
deutsch-iranischen Niederlassungsabkommen 
weiterbetreiben, und wann wird sie die bereits 
am 10. Mai 1990 in Aussicht gestellte einseitige 
Kündigung dieser Vorschrift vornehmen? 
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Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 24s Juni 1993 

Die Bundesregierung ist nach wie vor an der einvernehmlichen Aufhe- 
bung des Abschnitts II des Schlußprotokolls zum deutsch-iranischen Nie- 
derlassungsabkommen interessiert. 

Nachdem das iranische Außenministerium mit Verbalnote vom 6. Juni 
1990 den deutschen Vorschlag zunächst abgelehnt hatte, wurde Iran auf 
Bitten des Auswärtigen Amtes durch die Botschaft Teheran um Überprü- 
fung seiner Haltung gebeten, da durch die vorgeschlagene Aufhebung 
das innerstaatliche iranische Recht nicht berührt würde. Eine Antwort auf 
die am 21. Juni 1991 gegebene Zusage einer Prüfung und baldigen Ent- 
scheidung durch die iranische Regierung steht bisher noch aus. 

Eine mögliche einseitige Kündigung ist zur Zeit nicht vorgesehen, da 
wegen Niederlassungsfragen ein deutsches Interesse an dem gesamten 
Vertragswerk besteht. 


7. Abgeordnete 

Erika 

Steinbach-Hermann 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, in welchen pol- 
nischen Woiwodschaften inzwischen die Stellen 
von Minderheitenbeauftragten eingerichtet wur- 
den, nachdem im Briefwechsel zum Vertrag über 
gute Nachbarschaft und freundschaftliche 
Zusammenarbeit zwischen dem Bundesminister 
des Auswärtigen und dem Minister für Auswär- 
tige Angelegenheiten der Republik Polen vom 
17. Juni 1991 der Leiter der polnischen Delega- 
tion mit der Erklärung zitiert wird: „In den Woi- 
wodschaften mit nationalen Minderheiten wurde 
die Stelle eines Minderheitenbeauftragten einge- 
richtet"? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 28. Juni 1993 

Für den Bereich der deutschen Minderheit hat der Oppelner Woiwode am 
15. Februar 1993 als Minderheitsbeauftragte Danuta Berlinska ernannt. In 
der Woiwodschaft Oppeln gibt es mit den dort lebenden Deutschen die 
größte Konzentration einer nationalen Minderheit in Polen. 

Grundsätzlich sollen in allen Woiwodschaften, in denen größere Gruppen 
nationaler Minderheiten leben, derartige Minderheitsbeauftragte bestellt 
werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des innern 


8. Abgeordnete 

Brigitte 

Schulte 

(Hameln) 

(SPD) 


Hält es die Bundesregierung nicht für sinnvoll, 
angesichts der verstärkten rechtsradikalen Ten- 
denzen innerhalb der Jugend eine Informations- 
kampagne des Bundes, der Länder und Kommu- 
nen über die Verbrechen des Nationalsozialismus 
in Deutschland zu starten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom28. Juni 1993 


Die Bundesregierung erstellt bzw. fördert ein umfangreiches und differen- 
ziertes Informationsangebot zur historischen Aufarbeitung des National- 
sozialismus und seiner Verbrechen. Insbesondere die Bundeszentrale für 
politische Bildung befaßt sich schwerpunktmäßig mit diesem Themen- 
komplex. Das Gesamtverzeichnis der Veröffentlichungen der Bundeszen- 
trale für politische Bildung weist zahlreiche Publikationen zum Thema 
Nationalsozialismus aus. Vor allem auch in den Publikationen, die sich an 
jugendliche Leser wenden - wie Zeitlupe, PZ/Wir in Europa und Informa- 
tionen zur politischen Bildung — , wird der Nationalsozialismus immer wie- 
der thematisiert. Darüber hinaus führt die Bundeszentrale Tagungen und 
Seminare durch bzw. fördert Tagungen und Seminare freier Träger zu die- 
sem Themenbereich. Auch im AV-Medienkatalog der Bundeszentrale, 
der das Filmangebot umfaßt, wird das Thema ausführlich behandelt. 


Das Bundesministerium für Frauen und Jugend fördert ebenfalls die Ver- 
breitung von Informationen zu diesem Thema, z. B. über die Träger politi- 
scher Bildung, Jugendverbände und andere Einrichtungen. 


In Anbetracht dieser vielfältigen Maßnahmen der Bundesregierung im 
Bereich der historischen Aufarbeitung des Nationalsozialismus wird eine 
Informationskampagne nicht für angemessen erachtet. 


9. Abgeordnete 

Brigitte 

Schulte 

(Hameln) 

(SPD) 


Welche Überlegungen gibt es bei der Bundes- 
regierung, sich dazu der Dokumentations- und 
Informationszentren aller Gedenkstätten zu be- 
dienen, in denen Opfer des Nationalsozialismus 
mißhandelt, zu Tode gequält und vorsätzlich er- 
mordet wurden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 28. Juni 1993 


Die Bundeszentrale für politische Bildung hat unter dem Titel „Gedenk- 
stätten für die Opfer des Nationalsozialismus" (Schriftenreihe - Band 245) 
eine umfangreiche Dokumentation veröffentlicht, die an die Opfer der 
nationalsozialistischen Verfolgung und an den Widerstand in den Jahren 
1933 bis 1945 erinnert. Diese Publikation wird derzeit aktualisiert bzw. 
ergänzt und wird als Neuauflage in zwei Bänden erscheinen, in denen ins- 
besondere auch die Dokumentations- und Informationszentren der Ge- 
denkstätten in den alten Bundesländern dargestellt werden. Darüber hin- 
aus wird - als Band 3 - eine Dokumentation über die Gedenkstätten in den 
neuen Bundesländern vorbereitet und voraussichtlich 1994/95 erschei- 
nen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


10. Abgeordneter 

Franz 

Römer 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 25. Juni 1993 

Nach der derzeitigen Rechtslage wird dem Rauschzustand eines Straf- 
täters bei der Begehung von Straftaten in sehr differenzierter Form Rech- 
nung getragen. 

Zunächst kann sich die Beeinflussung durch Rauschmittel strafmildernd 
auswirken. Grundlage der Strafzumessung ist nach § 46 StGB die Schuld 
des Täters; die Strafe darf das Maß der Schuld nicht übersteigen. Neben 
weiteren Kriterien sind bei der Strafzumessung Strafmilderungs- und 
Strafschärfungsgründe zu berücksichtigen. Ist durch ein Rauschmittel die 
Fähigkeit des Täters, das Unrecht der Tat einzusehen oder nach dieser 
Einsicht zu handeln, erheblich vermindert, so kann die Strafe nach den 
§§21 und 49 Abs. 1 des Strafgesetzbuches gemindert werden. Unter Um- 
ständen kann sogar ein völliger Ausschluß der Schuldfähigkeit nach § 20 
StGB in Betracht kommen. Durch die genannten rechtlichen Regelungen 
soll eine möglichst gerechte Bewertung der Verantwortlichkeit des Täters 
für seine Tat sicher gestellt werden. 

Das heißt jedoch nicht, daß jeder Täter, der sich durch Rauschmittelkon- 
sum in einen die Schuldfähigkeit einschränkenden bzw. ausschließenden 
Zustand versetzt hat, straflos ausgeht oder seine Strafe in jedem Fall ge- 
mildert wird. 

Zunächst können die Grundsätze der sogenannten „actio libera in causa" 
eingreifen. Sie ermöglichen es, trotz Feststellung vollständiger Schuldun- 
fähigkeit oder verminderter Schuldfähigkeit zur Zeit der Tat die volle Ver- 
antwortlichkeit des Täters für sein Flandeln zu begründen, nämlich dann, 
wenn der Täter die Ursachenreihe zu einer bestimmten Straftat noch im 
Zustand der strafrechtlichen Verantwortlichkeit in Gang gesetzt hat. Dies 
ist etwa dann der Fall, wenn er sich in den Rauschzustand versetzt hat, um 
eine bestimmte Straftat im Stadium der zeitweiligen Schuldunfähigkeit 
begehen zu können. 

So kann danach derjenige, der sich vorsätzlich betrinkt, um nach Aus- 
schaltung seines Hemmungsvermögens einen Menschen vorsätzlich zu 
töten, trotz Ausschlusses oder Milderung der Schuldfähigkeit wegen eines 
vorsätzlichen Tötungsdelikts zur Rechenschaft gezogen werden. Darüber 
hinaus besteht grundsätzlich die Möglichkeit einer Verurteilung wegen 
eines Fahrlässigkeitsdelikts, wenn der Täter den Rauschzustand vorsätz- 
lich oder fahrlässig herbeigeführt und dabei in fahrlässiger Weise nicht 
damit gerechnet hat, daß er im Zustand der Schuldunfähigkeit eine be- 
stimmte Straftat verwirklichen werde. 


Gibt es Überlegungen der Bundesregierung, 
angesichts der Tatsache, daß Gewalttäter oftmals 
durch Rauschmittel ihre Hemmschwelle zur 
Gewaltanwendung herabsetzen und dann vor 
Gericht erfolgreich auf zeitweilige verminderte 
Zurechnungsfähigkeit plädieren, in den Maßnah- 
menkatalog gegen Gewalttäter eine Regelung 
aufzunehmen, daß bei im Rauschzustand 
gewohnheitsmäßig Gewalttätigen der Genuß von 
Rauschmitteln als bewußte Enthemmung und 
damit die in diesem Zustand begangene Tat als 
Vorsatz eingestuft wird? 
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Weiter kann der Täter nach der Vorschrift des § 323 a StGB wegen soge- 
nannten Vollrausches bestraft werden, und zwar dann, wenn er sich vor- 
sätzlich oder fahrlässig durch alkoholische Getränke oder andere berau- 
schende Mittel in einen Rausch versetzt und in diesem Zustand eine 
rechtswidrige Tat begangen hat, ihretwegen jedoch nicht bestraft werden 
kann, weil er infolge des Rausches schuldunfähig war oder dies nicht aus- 
zuschließen ist. 

Nach alledem wird dem in Ihrer Frage zum Ausdruck kommenden Anlie- 
gen bereits durch das geltende Recht Rechnung getragen, so daß eine 
ergänzende Regelung nicht erforderlich ist. 


11. Abgeordneter 

Dr, Hans 
de With 

(SPD) 


Wie viele Durchsuchungen bei Verdächtigen, bei 
anderen Personen und nächtliche Hausdurchsu- 
chungen haben in den Jahren von 1988 bis 1992 
- gegliedert nach Jahren - stattgefunden, und 
wie viele davon wurden durch den Richter und 
wegen Gefahr im Verzug ohne den Richter ange- 
ordnet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 28. Juni 1993 

Der Bundesregierung liegen hierüber keine Erkenntnisse vor. Aus Anlaß 
einer gleichgerichteten Frage der Abgeordneten Ingrid Koppe, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN vom 5. Juni 1991 (Drucksache 12/767, S. 9) befragt, 
haben die Landesjustizverwaltungen mitgeteilt, daß in den Ländern keine 
Erhebungen über strafprozessuale Durchsuchungen erfolgen und auch 
künftig nicht beabsichtigt seien. 


12. Abgeordneter 

Dr. Hans 
de With 

(SPD) 


In wie vielen Fällen - gegliedert nach Jahren im 
Sinne der vorangegangenen Frage - ist dabei 
Sachschaden entstanden, der zu staatlicher Ent- 
schädigung geführt hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 28. Juni 1993 


Auch insoweit liegen der Bundesregierung keine statistischen Unterlagen 
vor, aus denen die Zahl der bei Durchsuchungen entstandenen, entschä- 
digten Sachschäden bestimmt werden könnte. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


13. Abgeordneter 

Dr. Walter 
Hitschier 

(F.D.P.) 


Trifft die Auskunft der deutschen Botschaft in 
Sana'a zu, nach der bisher keine Zahlungsein- 
gänge der Außenstände der ehemaligen DDR 
gegenüber dem ehemaligen Südjemen zu ver- 
zeichnen waren, oder kann, wie von der Außen- 
stelle des Bundesministeriums der Finanzen in 
Berlin behauptet, von einer reibungslosen 
Abwicklung mit der Jemen-Seite gesprochen 
werden? 
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14. Abgeordneter 

Dr. Walter 
Hitschier 

(F.D.P.) 


Wie hoch ist die Ursprungssumme der Außen- 
stände, und welche Zahlungen, auch Zinszahlun- 
gen, wurden bisher tatsächlich geleistet? 


15. Abgeordneter 

Dr. Walter 
Hitschier 

(F.D.P.) 


Wie hoch sind die überfälligen Außenstände, und 
zu welchen Terminen werden künftige Forderun- 
gen fällig? 


16. Abgeordneter 

Dr. Walter 
Hitschier 

(F.D.P.) 


Trifft es zu, daß jeminitische Finanzhäuser zur 
Realisierung dieser Außenstände im Auftrag des 
Bundesministeriums der Finanzen tätig sind, und 
welche Zahlungen sind aufgrund dieser 
Interventionen bisher tatsächlich geflossen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 30. Juni 1993 

Die Inhaber staatlicher und kommerzieller Forderungen der ehemaligen 
DDR sind gemäß Einigungsvertrag und D-Markbilanzgesetz gehalten, 
ihre Guthaben/Forderungen gegenüber dem Ausland abzuwickeln. Ziel- 
setzung ist, die Auslandsvermögensposition der ehemaligen DDR geord- 
net und mit vertretbaren Verlusten aufzulösen. 

Gegenüber dem Jemen bestanden staatliche Guthaben und Forderungen 
aus Regierungskrediten und umgeschuldeten Regierungskrediten in 
Höhe von 43 Mio. US-$, die die Deutsche Außenhandelsbank AG durch 
Mittelaufnahme auf dem Kapitalmarkt refinanziert hat. Gleichzeitig be- 
standen anerkannte kommerzielle Forderungen in Höhe von 34 Mio. 
US-$, deren Inhaber die ehemaligen Außenhandelsbetriebe der DDR 
waren, die von der Treuhandanstalt verwaltet und abgewickelt werden. 

Die Forderungsinhaber sind seit Ende 1990 bestrebt, ihre Guthaben/For- 
derungen zu verwerten. Dabei stand man anfänglich speziell im Jemen 
vor der Tatsache, daß nur Abstimmungsverhandlungen mit der jemeniti- 
schen Zentralbank möglich waren. Die Regierung versuchte, einen Schul- 
denerlaß zu bewirken, der von deutscher Seite nicht akzeptiert wurde. 

Seitens der Forderungsinhaber (DABA AG und THA) wurden von aner- 
kannten nationalen und internationalen Handelsfirmen bzw. Banken 
Angebote zur Verwertung der Forderungen eingeholt. Die Angebote der 
an der Verwertung interessierten Unternehmen wurden - auch unter 
Berücksichtigung der auf dem Sekundärmarkt für Auslandsforderungen 
bestehenden Sätze - analysiert. Mit Zustimmung des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und des Bundesministeriums der Finanzen haben die Forde- 
rungsinhaber 1991 einem jemenitischen Finanzhaus, das gleichzeitig vom 
jemenitischen Finanzminister zur Verhandlungsführung beauftragt war, 
ein Mandat zu ihrer Interessenvertretung erteilt. 

Im Ergebnis der Aktivitäten kann festgestellt werden, daß 

- bis Mai 1993 alle DABA- Forderungen (einschließlich der bis zum Jahr 
2001) und 

- bis Juli 1993 alle kommerziellen Forderungen (einschließlich der bis 
zum Jahr 1999) 

realisiert wurden bzw. werden. 
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Weshalb hat die Bundesregierung nicht vorher- 
gesehen, daß mit der Zusage eines garantierten 
Vorzugskurses von 2,34 DM für einen Rubel nach 
der Wiedervereinigung in grandioser Weise Miß- 
brauch getrieben wurde, so daß der „Spiegel" in 
seiner letzten Ausgabe von einem Verlust des 
deutschen Steuerzahlers in Höhe von 20 Mrd. DM 
sprechen kann? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 29. Juni 1993 

Die von Ihnen zitierte Zahl von 20 Mrd. DM geht offenbar auf einen Bericht 
der Zentralen Ermittlungsstelle für Regierungs- und Vereinigungskrimi- 
nalität (ZERV) zurück, in dem die Schäden aus der Wirtschaftskriminalität 
im Zusammenhang mit der deutschen Vereinigung auf insgesamt 20 Mrd. 
DM geschätzt werden. Die dort für den Transferrubelbereich genannte 
Zahl von 8 Mrd. DM ist für die Bundesregierung nicht nachvollziehbar. Die 
Staatsanwaltschaft beim Landgericht Berlin beziffert den potentiellen 
Schaden im Transferrubelbereich derzeit auf 1,952 Mrd. DM. Dies ent- 
spricht dem Geschäftsvolumen, das den 83 anhängigen Ermittlungsver- 
fahren zugrunde liegt. 

Wie mein Kollege Dr. Joachim Grünewald in der Antwort auf Ihre münd- 
liche Anfrage in der Fragestunde am 10. Dezember 1992 bereits ausge- 
führt hat, hat die Bundesregierung sofort nach Bekanntwerden von Miß- 
bräuchen und Betrugsfällen im zweiten Halbjahr 1990 wirksame Maßnah- 
men zu deren Verhinderung eingeleitet. Hierzu gehört insbesondere die 
Einrichtung der „Prüfgruppe Transferrubel", die auch eine große Präven- 
tivwirkung entfaltet hat. 


17. Abgeordneter 
Ortwin 
Lowack 
(fraktionlos) 


18. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, den Besuch von 
Ergänzungsschulen, bei denen eine Anerken- 
nung gesetzlich nicht geregelt ist (Nordrhein- 
Westfalen und Schleswig-Holstein), in die Förde- 
rung nach § 10 Abs. 1 Nr. 9 des Einkommensteu- 
ergesetzes einzubeziehen, und wird sie eine ent- 
sprechende Gesetzesinitiative ergreifen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 29. Juni 1993 

Wie Ihnen bekannt ist, wurde die Vorschrift des § 10 Abs. 1 Nr. 9 des Ein- 
kommensteuergesetzes während des Gesetzgebungsverfahrens zum Kul- 
tur- und Stiftungsförderungsgesetz vom 13. Dezember 1990 um die For- 
mulierung „. . . sowie einer nach Landesrecht anerkannten allgemeinbil- 
denden Ergänzungsschule ..." ergänzt. In der Begründung (Drucksache 
1 1/8346) heißt es dazu: „Die Förderung soll auf allgemeinbildende Ergän- 
zungsschulen ausgeweitet werden, wenn sie nach Landesrecht anerkannt 
sind. Es bleibt also den Ländern überlassen, ggf. durch Änderung ihrer 
. Schulgesetze die Voraussetzung für den Sonderausgabenabzug zu schaf- 
fen. " 

Der Gesetzgeber war sich also möglichen Anwendungslücken bewußt. Es 
steht im Ermessen der Länder, ob sie für entsprechende Regelungen in 
den Schulgesetzen bzw. Ausführungsbestimmungen sorgen wollen. Ich 
stelle Ihnen deshalb anheim, sich bei den Kultusministern der genannten 
Länder für die Schaffung entsprechender Regelungen einzusetzen. Eine 
gesonderte Gesetzesinitiative ist nicht geplant. 
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19. Abgeordnete 

Renate 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


In welchem Umfang hat die Gemeinschaft Unab- 
hängiger Staaten seit dem Jahr 1989 finanzielle 
Hilfen der Bundesrepublik Deutschland für wel- 
che Zwecke erhalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 28. Juni 1993 


Die deutschen finanziellen Unterstützungsleistungen in Form von Aus- 
gaben und bestehenden Verpflichtungen zugunsten der Gemeinschaft 
Unabhängiger Staaten seit Ende 1989 belaufen sich auf insgesamt 83,55 
Mrd. DM. Die Gesamthilfen gliedern sich wie folgt auf: 

Im Juni 1990 hat die Bundesregierung für einen Zahlungsbilanzkredit an 
die frühere Sowjetunion sowie für dessen Zinskosten eine Garantie in 
Höhe von 9,2 Mrd. DM übernommen. 

Für den befristeten Aufenthalt und Abzug der Westgruppe der Streitkräfte 
und deren Reintegration stellt die Bundesregierung von 1991 bis 1994 
finanzielle Hilfen in Höhe von insgesamt 17,65 Mrd. DM bereit; davon 
steht allein für Wohnungsbauzwecke ein Betrag von 8,35 Mrd. DM zur 
Verfügung. 

Als Ergebnis der Fortführung des Transferrubel-Verrechnungsverkehrs 
im zweiten Halbjahr 1990, die aufgrund des im Vertrag über die Wäh- 
rungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zugesagten Vertrauensschutzes für 
die außenwirtschaftlichen Beziehungen und insbesondere die bestehen- 
den vertraglichen Verpflichtungen mit den ehemaligen RGW-Ländern 
erforderlich war, ist im Waren- und Dienstleistungsverkehr mit der dama- 
hgen Sowjetunion ein Außenhandelsüberschuß in Höhe von rd. 6,4 Mrd. 
Transferrubel (XTR) entstanden. Die Transferrubelerlöse der exportieren- 
den Unternehmen aus den neuen Bundesländern wurden mit einem Koef- 
fizienten von 1 XTR = 2,34 DM konvertiert und an die Unternehmen aus- 
gezahlt. Der im zweiten Halbjahr entstandene Außenhandelsüberschuß 
hat daher zu einem internen Finanzierungsauf wand einschließlich Zins- 
kosten von bisher rd. 18,4 Mrd. DM geführt. 

Zur Absicherung von Exportgeschäften, insbesondere ostdeutscher 
Unternehmen in die Gemeinschaft Unabhängiger Staaten, wurden seit 
Ende 1989 Hermes-Garantien in Höhe von rd. 28,4 Mrd. DM gewährt. 

Die Übernahme der Beteiligung der ehemaligen DDR an Investitionspro- 
jekten (Jamburg, Kriwoi Rog) führt zu einem internen Finanzierungsauf- 
wand von rd. 4,2 Mrd. DM. 

Die bilateralen humanitären und technischen Hilfen einschließlich der 
deutschen Beiträge zu den Hilfen der Europäischen Gemeinschaft in die- 
sem Bereich belaufen sich auf rd. 5,7 Mrd. DM. 


20. Abgeordneter Welche Kosten hat die Bundesregierung nach der 

Hans derzeitigen Umzugsplanung von Parlament und 

Wallow Regierung in welchem Zeitraum eingeplant? 

(SPD) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 28. Juni 1993 

Im Bundeshaushaltsplan 1993 und im geltenden Finanzplan bis 1996 sind 
für die Verlagerung von Parlamentssitz und Regierungsfunktionen nach 
Berlin insgesamt rd. 1 729 Mio. DM eingeplant. Der Hauptanteil von 1 050 
Mio. DM entfällt auf den Erwerb von Grundstücken für Zwecke des Bun- 
des in Berlin. 547 Mio. DM sind für Baumaßnahmen (einschl. Wettbewerbe 
und Planung) vorgesehen. 132 Mio. DM betreffen Ausgleichsmaßnahmen 
für die Region Bonn. 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die Freigabe der Verladehalle Höhmühl- 
bach durch die Amerikaner vor dem 1. Oktober 
1993 zu erreichen, und ist sie vor allem vor dem 
Hintergrund der durch die Konversion bedingte 
stark ansteigende Arbeitslosigkeit bereit, ent- 
sprechende Verhandlungen mit den Amerika- 
nern zu führen, damit hier schnellstmöglich 
Arbeitsplätze geschaffen werden können? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 28. Juni 1993 

Die Liegenschaft Höhmühlbach wurde den US- Streitkräften nach Maß- 
gabe des NATO-Truppenstatuts und dessen Zusatzabkommens (ZA NTS) 
überlassen. Bedarf besteht bis zum 1. Oktober 1993. Für diesen Termin hat 
die US-Seite die Rückgabe angekündigt. 

Das zuständige Bundesvermögensamt Landau führt bereits jetzt mit In- 
teressenten Verhandlungen über den Erwerb der Liegenschaft, um nach 
Wegfall des militärischen Bedarfs möglichst schnell zu einer zivilen 
Anschlußnutzung zu kommen. 

Die US-Streitkräfte sind nach Artikel 48 Abs. 5 ZA NTS gehalten, in beson- 
deren Einzelfällen auf Verlangen der deutschen Behörden ihren Bedarf an 
einer Liegenschaft zu überprüfen. Dabei handelt es sich insbesondere um 
Fälle, in denen aus deutscher Sicht ein erhebliches Interesse an einer vor- 
zeitigen Rückgabe besteht. 

Regelmäßig machen die Streitkräfte die vorzeitige Freigabe von der Ge- 
stellung einer Ersatzliegenschaft abhängig. 

Angesichts der dadurch entstehenden Kosten und der schon zum 1, Okto- 
ber angekündigten Freigabe erscheint die Einleitung eines Verfahrens zur 
vorzeitigen Freigabe nicht gerechtfertigt und würde keinen Zeitgewinn 
bringen. 

Der Bund wird sich jedenfalls - wie in allen Konversionsfällen ~ darum 
bemühen, die nahtlose Anschlußnutzung der Liegenschaft nach ihrer 
Rückgabe sicherzustellen. 


21. Abgeordnete 

Lydia 

Westrich 

(SPD) 


22. Abgeordneter 

Helmut 

Wieczorek 

(Duisburg) 

(SPD) 


Wie hoch waren 1992 die Nettokreditaufnahme 
(absolut und in DM je Einwohner), die Kredit- 
finanzierungsquoten sowie die Verschuldung 
(absolut und in DM je Einwohner) der Gemeinden 
(West) sowie der Länder (West) einschließlich 
ihrer Gemeinden einerseits, der Gemeinden (Ost) 
- einschließlich der Altschulden für gesellschaft- 
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liehe Einrichtungen - sowie der Länder (Ost) 
einschließlich ihrer Gemeinden andererseits, und 
wie hoch werden diese Daten nach Einschätzung 
der Bundesregierung 1993 liegen? 


23. Abgeordneter 

Helmut 

Wieezorek 

(Duisburg) 

(SPD) 


Wie hoch werden diese Daten gemäß der dem 
Finanzplanungsrat vom Bundesministerium der 
Finanzen vorgelegten Übersicht zur mittelfristi- 
gen Entwicklung der öffentlichen Haushalte in 
den Jahren 1994 bis 1997 liegen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 28. Juni 1993 


Die von Ihnen gewünschte Gegenüberstellung von Gemeinden sowie von 
Ländern und Gemeinden West und Ost finden Sie in den beigefügten 
Übersichten 1 bis 3. 

Die Schuldenschätzung der Übersicht 3 basiert auf der Schuldenstands- 
statistik des Statistischen Bundesamtes, die für 1992 bei den Gemeinden 
Ost die Altschulden der gesellschaftlichen Einrichtungen in Höhe von 
rd. 6,3 Mrd. DM nicht erfaßt. Die Verschuldung je Einwohner erhöht sich 
dadurch rechnerisch um eine Größenordnung von etwa 400 DM. 

Die Übersicht 1 weist für die Gemeinden Ost ein hohes Defizitniveau aus. 
Die Gestaltung des kommunalen Finanzausgleichs liegt nach der Finanz- 
verfassung in der Zuständigkeit der Länder. Die Projektion für den Finanz- 
planungsrat unterstellte auf der Basis der geltenden Regeln des kommu- 
nalen Finanzausgleichs, daß die ab 1995 durch den reformierten Länder- 
finanzausgleich wesentlich verbesserte Finanzausstattung der neuen 
Länder (zusätzlich rd. 16 Mrd. DM gegenüber dem Jahr 1994 für die Flä- 
chenländer Ost) nicht in entsprechendem Umfang zu Zuweisungen an die 
Gemeinden führt. 

Die Bundesregierung geht jedoch davon aus, daß die neuen Länder ihren 
kommunalen Finanzausgleich an die neue Finanzausstattung anpassen 
und ihre Gemeinden an den Mehreinnahmen angemessen beteiligen wer- 
den. 


Übersicht 1; Nettokreditaufnahme 1992 und Finanzierungssalden von 
Ländern und Gemeinden 1993 - 1997 



1992^) 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

Gemeinden 

West (Mrd. DM) 

DM je Einwohner 

7,7 

130 

- 11 

180 

- 10 

160 

- 7,5 

130 

0 

0 

+ 6,5 

Ost (Mrd. DM) 

DM je Einwohner 

5,2 

360 

- 11,5 

800 

- 10,5 

730 

- 12 

820 

- 10 

690 

- 7 

500 

Länder und Gemeinden 

West (Mrd. DM)i) 

DM je Einwohner 

20,0 

320 

- 30 

480 

- 25,5 

410 

- 24,5 

390 

- 11,5 

180 

+ 2,5 

Ost (Mrd. DM)i) 

DM je Einwohner 

22,9 

1 280 

- 33,5 

1 870 

- 39 

2 180 

- 22 

1 220 

- 17,5 

980 

- 13,5 

760 


^) Länderabgrenzung: West ohne Berlin, Ost einschließlich Gesamt-Berlin (wie 
Vorlage zum Finanzplanungsrat). 

^) Vorläufig; ohne Auslaufperiode. 
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Übersicht 2: Nettokreditaufnahme 1992 und Finanzierungsdefizite 
1993 - 1997 in % dör Ausgaben 



1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

Gemeinden 







West 

3 

4,5 

3,5 

3 

0 


Ost 

8,5 

17 

15 

16,5 

13,5 

9,5 

Länder und Gemeinden 

West 

4 

6 

5 

4,5 

2 


Ost 

14,5 

19,5 

22 

12 

9,5 

7 

Übersicht 3 

Schuldenstände^) von Ländern und Gemeinden 1992 

-1997 



19922) 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

Gemeinden 







West (Mrd. DM) 

125,0 

136 

146 

153,5 

153,5 

147 

DM je Einwohner 

2 100 

2 300 

2 400 

2 500 

2 500 

2 400 

Ost (Mrd. DM) 

12,2 

24 

34,5 

46 

56 

63,5 

DM je Einwohner 

800 

1 700 

2 400 

3 200 

3 900 

4 400 

Länder und Gemeinden 







West (Mrd. DM) 1) 

489,7 

525,5 

558,5 

591 

609,5 

614 

DM je Einwohner 

7 400 

7 900 

8 400 

8 900 

9 200 

9 300 

Ost (Mrd. DM)i) 

31,6 

59,5 

90,5 

104,5 

115,5 

122 

DM je Einwohner 

2 200 

4 100 

6 300 

7 300 

8 000 

8 400 


Länderabgrenzung: West einschließlich Berlin, Ost ohne Berlin (wie Schulden- 
standsstatistik des Statistischen Bundesamtes). 

Ohne Altschulden der gesellschaftlichen Einrichtungen: rd. 6,3 Mrd. DM am 
31. Dezember 1992. 

Kreditmarktschulden; ohne Schulden bei öffentlichen Haushalten. 


24. Abgeordneter 

Helmut 

Wieczorek 

(Duisburg) 

(SPD) 


Welche Verschuldungsspielräume sieht die Bun- 
desregierung angesichts dieser Daten bei den 
Gemeinden (Ost) für die Finanzierung des auch 
nach 1997 noch immensen Nachholbedarfs in der 
kommunalen Infrastruktur? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 28. Juni 1993 

Die Gemeinden und Gemeindeverbände sind verfassungsrechtliche Teile 
der Länder. Deshalb bestimmen auch die Länder die Verschuldungsspiel- 
räume der Kommunen. 

Die Bundesregierung unterstützt die Finanzierung des hohen Investitions- 
bedarfs für die kommunale Infrastruktur in den jungen Ländern durch das 
mit dem Gesetz zur Umsetzung des Föderalen Konsolidierungsprogramms 
beschlossene Investitionsförderungsgesetz Aufbau Ost nachhaltig. Da- 
nach werden ab 1995 für die Dauer von zehn Jahren vom Bund Finanz- 
hilfen (Gemeindeverbände) in Höhe von jährlich insgesamt 6,6 Mrd. DM 
mit einem Fördersatz von bis zu 90% gewährt. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß mit diesem langfristigen Fi- 
nanzierungsprogramm der Nachholbedarf an kommunaler Infrastruktur 
abgebaut und angesichts der geringen Eigenbeteiligungsquote die kom- 
munale Verschuldung auf ein vertretbares Maß begrenzt werden kann. 

Die Bundesregierung bekräftigt ferner ihre Aufforderung an die ostdeut- 
schen Kommunen, durch die Einbeziehung von Privaten bei der Investi- 
tionserstellung ihre Haushalte zusätzlich zu entlasten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


25. Abgeordneter 

Arne 

Börnsen 

(Ritterhude) 

(SPD) 


Welche Auswirkungen erwartet die Bundes- 
regierung auf die künftige EG-Außenhandels- 
politik nach der einseitigen Einigung zwischen 
Bundesregierung und US-Regierung im Streit um 
die EG-Handelsbeschränkungen aufgrund des 
Artikels 29 der Richtlinie des Rates vom 17. Sep- 
tember 1990 betreffend die Auftragsvergabe an 
Drittländer? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 30. Juni 1993 

Die Bundesregierung hat mit der US-Regierung keine einseitige Verein- 
barung getroffen. Sie hat die US-Seite lediglich auf die in Deutschland seit 
langem bestehende und in der Gemeinschaft bekannte Rechtslage auf- 
merksam gemacht. 


26. Abgeordneter 

Arne 

Börnsen 

(Ritterhude) 

(SPD) 


Wie begründet die Bundesregierung die am 
11. Juni 1993 verkündete Einigung mit der US- 
Regierung bei öffentlichen Telekommunika- 
tionsaufträgen, nachdem alle zwölf Länder der 
EG zu Beginn derselben Woche einstimmig Ge- 
genmaßnahmen wegen amerikanischer Sanktio- 
nen gegen die EG -Wirtschaft beschlossen hatten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 30. Juni 1993 


Diese Rechtslage wird im Rahmen des EG-Rechts durch das geltende 
deutsche Vergaberecht und im Verhältnis zu den USA durch den deutsch- 
amerikanischen Freundschafts-Handels- und Schiffahrtsvertrag von 1954 
bestimmt. 

Eine Diskriminierung amerikanischer Unternehmen bei öffentlichen Aus- 
schreibungen wird dadurch ausgeschlossen. Dies gilt auch für den Tele- 
kombereich. , 

Der Hinweis auf diese Rechtslage führte bei der US-Regierung zu der 
Schlußfolgerung, daß die Anwendung von Sanktionen gegen Deutsch- 
land dann nicht gerechtfertigt sei. Die Bundesregierung hält diese Schluß- 
folgerung für zwingend, da ja auch andere EG -Mitgliedstaaten den Arti- 
kel 29 der EG -Sektorenrichtlinie - aus welchen Gründen auch immer - 
nicht anwenden, von den US-Sanktionen nicht getroffen werden. 

Für Gegensanktionen ist danach, soweit es Deutschland angeht, kein 
Raum. Sie wären nach Auffassung der Bundesregierung mit dem deutsch- 
amerikanischen Vertrag von 1954 nicht vereinbar. Dies steht in Einklang 
mit der Ratsentscheidung vom 8. Juni 1993, die einen Vorbehalt zugun- 
sten bestehender Verpflichtungen enthält. 


27. Abgeordneter 

Hans Martin 
Bury 

(SPD) 


Welche konkreten Maßnahmen hat die Bundes- 
regierung ergriffen, um die Wege und die Verant- 
wortung für die Lieferung deutscher 9mm-Ma- 
schinenpistolen nach Brasilien zu klären, die 
unter anderem bei der blutigen Niederschlagung 
eines Gefangenenaufstandes Anfang Oktober 
1992 in Brasilien eingesetzt wurden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 29. Juni 1993 


Die Bundesregierung hat unverzüglich nach dem Gefängnisaufstand in 
Sao Paulo im Oktober 1992 Nachforschungen angestellt, ob, wie in brasi- 
lianischen Medien behauptet wurde, in Deutschland hergestellte Waffen 
bei der Niederschlagung des Aufstandes eingesetzt wurden. Nach den 
vorliegenden Erkenntnissen kann diese Möglichkeit nicht ausgeschlossen 
werden; unter der Vielzahl der eingesetzten Waffen befindet sich eine ge- 
ringere Anzahl von Waffen, die entweder aus deutscher Produktion oder 
aber aus einer ausländischen Lizenzfertigung stammen. 

Die von unseren Auslandsvertretungen durchgeführten zusätzlichen Er- 
kundigungen bei den brasilianischen Ermittlungsbehörden haben jedoch 
keine endgültige Klarheit über die Herkunft der Waffen gebracht. Dabei 
ist zu berücksichtigen, daß Lizenzen für die Fertigung bestimmter deut- 
scher Maschinenpistolen vor längerer Zeit vergeben wurden; Einwir- 
kungsmöglichkeiten auf Produktion und Exportverhalten der Lizenzneh- 
mer bestehen nicht mehr. 

Weitere Erkenntnisse über die Herkunft der verwendeten Waffen können 
nur gewonnen werden, wenn die jeweiligen Waffennummern bekannt 
sind. Diese Informationen, um die sich die Bundesregierung nachhaltig 
bemühte, waren nicht zu erlangen. 
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Die Bundesregierung hat im übrigen gegenüber der brasilianischen Seite 
bei mehreren Anlässen deutlich gemacht, daß sie das Vorgehen der Polizei 
in Sao Paulo nachdrücklich verurteilt. Es wurde dabei auf die Wirkung 
derartiger Einsätze auf das internationale Ansehen Brasiliens und auf das 
negative Echo in der deutschen Bevölkerung verwiesen. Die brasiliani- 
schen Gesprächspartner haben dabei die getroffenen Maßnahmen erläu- 
tert, die eine Wiederholung derartiger Vorgänge ausschließen sollen. Die 
Verantwortlichen für die Niederschlagung des Gefangenenaufstandes 
würden bestraft. 


28. Abgeordneter 

Wolfgang 

Dehnel 

(CDU/CSU) 


Was unternimmt das Bundesministerium der 
Finanzen bzw. das Bundesministerium für Wirt- 
schaft, um den Anton- Günther-Platz in Aue/ 
Sachsen, der im April 1951 durch die Wismut in 
einem Willkürakt von der Kommune angeeignet 
wurde, obwohl diese noch heute im Grundbuch 
eingetragen ist, der Stadt schnellstmöglich und 
kostenfrei wieder zurückzugeben, um verwal- 
tungs- und verfassungsrechtlichen Schritten zu- 
vorzukommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 30. Juni 1993 

Der Anton-Günther-Platz wird seit über 40 Jahren von der SAG/SDAG 
Wismut bzw. ihren Nachfolgegesellschaften Wismut GmbH und DFA-Fer- 
tigungs- und Anlagenbaugesellschaft mbH gewerblich genutzt. Heute ist 
hier ein Kfz-Instandsetzungsbetrieb mit ca. 50 Arbeitsplätzen erfolgreich 
tätig. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß das Eigentum nach dem Wis- 
mut-Gesetz rechtmäßig auf die Nachfolgegesellschaft Wismut GmbH und 
nach Abspaltung der DFA Fertigungs- und Anlagenbaugesellschaft mbH 
auf diese übergegangen ist. Die Eigentumsfrage wird allerdings z. Z. auf- 
grund neu aufgetauchter Dokumente erneut geprüft. 

Die Stadt Aue fordert seit Ende 1991/Anfang 1992 die Rückgabe des Plat- 
zes. Seitdem bemühen sich die Beteiligten (Bundesregierung, Kommune 
und DFA-Unternehmensleitung) um eine Lösung, die die Arbeitsplätze 
möglichst erhält und die zugleich den berechtigten Interessen aller Betei- 
ligten Rechnung trägt. Die Gespräche, die fortgesetzt werden sollen, sind 
bisher an der Frage gescheitert, wer die erheblichen Kosten für ein Ersatz- 
grundstück und für die Verlagerung des Betriebes (über 10 Mio. DM) tra- 
gen soll. 

29. Abgeordnete 

Sie grün 
Klemmer 

(SPD) 


Bestätigt das Bundesministerium für Wirtschaft 
die Aussage aus dem Buch „Untergrund, ein Kon- 
flikt mit der Stasi in der Uranprovinz" von 
Michael Beleites (BasisDruck Verlag, Berlin 
1992), daß der ehemalige Hauptstrahlenschutz- 
beauftragte der SDAG -Wismut, der noch 1988 für 
die Stasi „Sachverständigengutachten" gefertigt 
hat, heute der Strahlenschutzbeauftragte beim 
Generaldirektor der Wismut AG ist, und teilt das 
Bundesministerium die Ansicht, daß, wenn dies 
zutrifft, es im Sinne von vertrauensbildenden 
Maßnahmen gerade in diesem sensiblen Bereich 
nicht besser wäre, sich von in dieser Weise 
belasteten Personen zu trennen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 30. Juni 1993 


Die aus dem Buch von Michael Beleites zitierte Aussage, der ehemalige 
Hauptstrahlenschutzbeauftragte der SD AG Wismut sei auch heute noch 
Strahlenschutzbeauftragter der Wismut GmbH, kann die Bundesregie- 
rung nicht bestätigen. 

Für die Wismut GmbH nimmt der Geschäftsführer des Technischen Res- 
sorts, der erst seit 1992 im Unternehmen tätig ist, die Aufgaben des Strah- 
lenschutzverantwortlichen wahr. Sein Strahlenschutzbevollmächtigter 
war früher nicht Hauptstrahlenschutzbeauftragter der SD AG Wismut. 

Im übrigen weise ich darauf hin, daß die Prüfung der Eignung von Strah- 
lenschutzverantwortlichen und -beauftragten durch die zuständigen Be- 
hörden der Länder im Rahmen der atom- bzw. strahlenschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahren zu erfolgen hat. 


30. Abgeordneter 

Dr. Klaus W. 

Lippold 

(Offenbach) 

(CDU/CSU) 


Wie hat sich die Beschäftigungssituation sowohl 
im Braunkohlen- als auch im Steinkohlenberg- 
bau seit der deutschen Vereinigung -entwickelt, 
und wie viele Neueinstellungen erfolgten hier in 
den letzten drei Jahren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 29. Juni 1993 


Die Beschäftigtensituation im Braunkohlen- und Steinkohlenbergbau hat 
sich seit der deutschen Vereinigung wie folgt entwickelt (jeweils Jahres- 
ende): 



1990 

1991 

1992 

Braunkohlenbergbau 

insgesamt 

124 361 

97 157 

73 419 

darunter 

alte Bundesländer 
neue Bundesländer 

17 452 

106 909 

17 380 

79 777 

16 722 

56 697 

Steinkohlenbergbau 

130 255 

122 871 

114 986 


Im gleichen Zeitraum erfolgten folgende echte Neueinstellungen (ohne 
z. B. Rückkehrer, Verlegungen etc.): 



1990 

1991 

1992 

Braunkohlenbergbau 

insgesamt 

3 463 

1 206 

729 

darunter 




alte Bundesländer 

579 

892 

576 

neue Bundesländer 

2 884 

314 

153 

Steinkohlenbergbau 

4 743 

4 311 

2 999 


(Quelle: Statistik der Kohlenwirtschaft e. V.) 
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31. Abgeordneter 

Dr. Klaus W. 

Lippold 

(Offenbach) 

(CDU/CSU) 


Wie viele Arbeitnehmer sind gegenwärtig sowohl 
unter als auch über Tage im Steinkohlenbergbau 
beschäftigt, und wie hoch ist hierbei der Anteil 
ausländischer Mitarbeiter? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 29. Juni 1993 


Ende April 1993 (letzte statistische Angabe) waren im deutschen Stein- 
kohlenbergbau 111331 Arbeitnehmer beschäftigt. Von diesen Arbeitneh- 
mern waren 66738 unter und 44593 über Tage beschäftigt. Von den Ge- 
samtbeschäftigten waren 17985 ausländische Arbeitnehmer; 14434 da- 
von unter und 3551 über Tage beschäftigt. 

(Quelle: Statistik der Kohlenwirtschaft e.V.) 


32. Abgeordneter 

Dr, Klaus W. 

Lippold 

(Offenbach) 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist derzeit die Zahl der Arbeitnehmer im 
Braunkohlenbergbau in den alten und neuen 
Bundesländern, und kam es zu Neueinstellun- 
gen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 29. Juni 1993 


Ende April 1993 waren im gesamten Bundesgebiet 68 160 Arbeitnehmer 
im Braunkohlenbergbau tätig; davon 51828 in den neuen und 16332 in 
den alten Bundesländern. 

In den neuen Bundesländern waren Ende April 11876 Arbeitnehmer mit 
Sanierungsmaßnahmen des Braunkohlenbergbaus im Rahmen von ABM 
und AEG beschäftigt; davon waren 3 653 noch bei den Braunkohlenunter- 
nehmen angelegt. 

(Quelle: Statistik der Kohlenwirtschaft e.V.) 


33. Abgeordneter 

Dr, Klaus W. 

Lippold 

(Offenbach) 

(CDU/CSU) 


Wie hoch war der Anteil von Ausländern bei den 
Neueinstellungen im Braun- und Steinkohlen- 
bergbau sowohl in den neuen als auch in den 
alten Bundesländern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 29. Juni 1993 


Unter den Neueinstellungen der Jahre 1990 bis 1992 (s. Antwort zu 
Frage 30) befanden sich im deutschen Steinkohlenbergbau: 

1990 532 ausländische Arbeitnehmer, 

1991 486 ausländische Arbeitnehmer und 

1992 331 ausländische Arbeitnehmer. 


18 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/5364 


Vom deutschen Braunkohlenbergbau liegen dazu keine Angaben vor. Der 
Anteil ausländischer Arbeitnehmer an der Gesamtbelegschaft ist, wie 
nachfolgend dargestellt, relativ gering. 

Ausländische Arbeitnehmer im Braunkohlenbergbau: 



1991 

1992 

Insgesamt 

911 

1 006 

darunter 



alte Bundesländer 

778 

799 

neue Bundesländer 

133 

207 


(Quelle: Statistik der Kohlenwirtschaft e. V.) 


34. Abgeordneter 

Dr. Klaus-Dieter 
Uelhoff 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Umstand, 
daß allein der Sitz einer Handelsfirma in den 
neuen Bundesländern ausreicht, um in den Ge-^ 
nuß der Präferenzregelungen nach dem Gemein- 
schaftswerk „Aufschwung Ost" zu gelangen, 
ohne daß die Güter, zum Beispiel Schuhe für die 
Bundeswehr, auch tatsächlich in den neuen Bun- 
desländern hergestellt werden? 


35. Abgeordneter Was unternimmt die Bundesregierung, um die 

Dr. Klaus-Dieter Gewährung gleicher Präferenzen für Produzen- 

Uelhoff ten und Händler abzustellen? 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 29. Juni 1993 

Nach den ordnungs- und wettbewerbspolitischen Grundsätzen der Bun- 
desregierung haben Produzenten wie Händler in einem marktwirtschaft- 
lichen System gleiche Chancen, d. h., sie sind gleichwertige Anbieter auch 
im Wettbewerb um öffentliche Aufträge. Diesem Grundgedanken folgend 
haben sich Bund und Länder bereits in den 70er Jahren bei der Ausarbei- 
tung von Auslegungsgrundsätzen zu den seinerzeitigen Zonenrandricht- 
linien dahin gehend geeinigt, daß „Handelsunternehmen mit Sitz in 
bevorzugten Gebieten auch dann als bevorzugte Bewerber gelten, wenn 
sie nicht in diesem Gebiet hergestellte Waren vertreiben". Diese Grund- 
aussage ist auch in den Auslegungsgrundsätzen für die angesprochenen 
Präferenzregelungen enthalten. 

Grundgedanke war dabei, daß bei Ländern und Kommunen über die Auf- 
tragsvergaben an Händler das Steueraufkommen und damit die Finanz- 
kraft erhöht wird, auch wenn dem Grundgedanken Arbeitsplatzsicherung 
und -erhaltung nur bedingt Rechnung getragen wird. 

Diese Regelung ist in letzter Zeit, insbesondere von seiten der deutschen 
Schuh- und Textilindustrie beanstandet worden, die darin einen Wettbe- 
werbsnachteil sieht, daß Handelsunternehmen mit Sitz in den neuen Bun- 
desländern einen doppelten Vorteil genießen: Zum einen bieten sie Pro- 
dukte aus sog. Billiglohnländern wie Polen, Ungarn oder Portugal an; dar- 
über hinaus gelangen für sie diese Produkte auch noch in den Genuß der 
Vergünstigungen nach den Präferenzregelungen. 
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Die Bundesregierung wird bei der anstehenden Entscheidung über eine 
Verlängerung der Präferenzregelungen, die voraussichtlich unmittelbar 
nach der Sommerpause zu treffen ist, auch die Frage zu klären haben, ob 
und wie Handelsunternehmen aus den bevorzugten Gebieten künftig zu 
beteiligen sind. Sie hat im Rahmen eines laufenden Forschungsprojektes 
das beauftragte Institut gebeten, zur Klärung dieser Frage beizutragen. Es 
ist zugesichert, die Ergebnisse so rechtzeitig vorzulegen, daß sie in den 
Meinungsbildungsprozeß über eine Verlängerung der Präferenzregelun- 
gen einbezogen werden können. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


36. Abgeordneter Wie bewertet die Bundesregierung die bisheri- 

Peter gen Erfahrungen bzw. Ergebnisse bei der Wald- 

Bleser kalkung mittels grob vermahlenem Dolomitkalk? 

(CDU/CSU) 


37. Abgeordneter 
Peter 
Dieser 

(CDU/CSU) 


Warum wird vor der Waldkalkung nicht grund- 
sätzlich eine Diagnose per Bodenanalyse und 
Nadel- bzw. Blattanalyse gestellt? 


38. Abgeordneter 
Peter 
Bleser 

(CDU/CSU) 


Welche Ansicht vertritt die Bundesregierung hin- 
sichtlich der Behauptung, daß die Anwendung 
von drei Tonnen Dolomitkalk 0-2 mm (Split) drei 
bis sechs Jahre nach der Anwendung immer zur 
Verflachung der Wurzeln und zur Abnahme der 
lebenden Wurzelmasse im Mineralboden führt? 


39. Abgeordneter Warum erhalten Waldbesitzer für die Anwen- 

Peter düng von Flüssigkalksuspension keine Förde- 

Bleser rung? 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom23. Juni 1993 

Vorbemerkung: 

Düngungsmaßnahmen im Wald können verschiedene Zielsetzungen ver- 
folgen. Maßnahmen zum Zwecke der Zuwachssteigerung haben heute in 
Deutschland praktisch keine Bedeutung mehr, im Gegensatz zu jenen, die 
die Auswirkungen anthropogen verursachter Schadstoffdepositionen 
bekämpfen sollen. 
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Als Vorsorge- bzw. Gegenmaßnahme wird die Kompensationskalkung 
mit Mg- haltigen Kalken empfohlen, um damit den Säureeintrag aus der 
Luft abzupuffern und den Bodenzustand zu stabilisieren. Gleichzeitig 
kann daher- je nach zuvor festgestellten Mängeln - durch gezielte Zufuhr 
von Nährelementen eine Verbesserung der Nährstoff Versorgung erreicht 
werden. Nach hier bekannten Erfahrungen werden in der Praxis für Kom- 
pensationskalkungen Granulate gegenüber fein gemahlenen Düngern 
bevorzugt, da sie langsamer und langanhaltender wirken und als ökolo- 
gisch verträglicher gelten. 

Der Waldbesitzer ist im Rahmen der forstgesetzlichen Bestimmungen in 
seiner Entscheidung über waldbaulische Maßnahmen, so auch über Dün- 
gungsmaßnahmen, frei. Für Maßnahmen der Bodenschutz- und Meliora- 
tionsdüngung bieten Bund und Länder im Rahmen der Gemeinschaftsauf- 
gabe „Förderung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" finanzielle 
Hilfen an (bis zu 90% der nachgewiesenen Kosten). Für die konkrete 
Durchführung dieses Förderangebots sind allein die Länder zuständig. 
Für ländereigene Förderprogramme gilt dies ohnehin. 


Zu Frage 36: 


Die Bundesregierung bewertet die bisherigen Erfahrungen bzw. Ergeb- 
nisse bei der Waldkalkung mittels grob vermahlenem Dolomitkalk grund- 
sätzlich als positiv, wobei der konkrete Einzelfall in der Regel einer beson- 
deren Prüfung bedarf. Dies schließt positive Erfahrungen mit anderen 
Düngerarten nicht aus. 


Zu Frage 37: 


Sofern für eine Waldkalkung eine Förderung nach der eingangs genann- 
ten Gemeinschaftsaufgabe beantragt wird, ist gemäß Nummer 22 i. V. m. 
Nummer 20.2 der Förderrichtlinie durch eine gutachtliche Stellungnahme 
die Zweckmäßigkeit und die Unbedenklichkeit der geplanten Düngungs- 
maßnahme zu bestätigen und ggf. eine Boden- oder eine Nadel- bzw. 
Blattanalyse durchzuführen. Die konkreten Maßnahmen „vor Ort" oblie- 
gen den zuständigen Forstverwaltungen der Bundesländer. 


Zu Frage 38: 


Eine Aussage, wonach die Anwendung von drei Tonnen Dolomitkalk 
0-2 mm (Splitt) drei bis sechs Jahre nach der Anwendung zur Verfla- 
chung der Wurzeln und zur Abnahme der lebenden Wurzelmasse im 
Mineralboden führt, mag in Einzelfällen in Abhängigkeit von den örtli- 
chen Gegebenheiten zutreffen, ist in der generellen Form jedoch nicht 
gerechtfertigt. 


Zu Frage 39: 


Die Umsetzung des nach dem Rahmenplan zum Gesetz über die Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschut- 
zes" gegebenen Förderangebots obliegt den Ländern. Hierzu zählt auch 
die Entscheidung über das für die örtlichen Verhältnisse am besten geeig- 
nete Düngemittel. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 


40. Abgeordneter 

Peter 

Keller 

(CDU/CSU) 


Hat sich der Anteil der Lohnfortzahlung an der 
Bruttolohn- und -gehaltssumme, der 1990 mit 
3,2 % deutlich unter dem Stand von 1970 mit 4, 1 % 
und 1980 mit 3,9% lag, in den vergangenen zwei 
Jahren wesentlich geändert, und wenn ja, worauf 
führt die Bundesregierung diese Entwicklung 
entgegen den bisherigen Erfahrungen, daß der 
Krankenstand in wirtschaftlich schwierigen Zei- 
ten bislang immer zurückgegangen ist, zurück? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 29. Juni 1993 


Die zeitliche Entwicklung der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall ist 
stark konjunkturabhängig. Derjenige Teil der gesamtwirtschaftlichen 
Bruttolohn- und -gehaltssumme, der auf diese Arbeitgeberleistung ent- 
fällt, ging in den Jahren 1967, 1975 und 1981/83 jeweils deutlich zurück, 
um im anschließenden konjunkturellen Erholungsprozeß wieder zu stei- 
gen. 1967 ging die Entgeltfortzahlung um 0,7 Mrd. DM, 1975 um 1,7 Mrd. 
DM gegenüber dem jeweiligen Vorjahr zurück. 1983 lag der für die Ent- 
geltfortzahlung aufzuwendende Betrag um 3,7 Mrd, DM niedriger als 
1980, dem Jahr mit dem bis dahin höchsten Wert. Dieser wurde erst 1986 
wieder überschritten. Besonders seit 1989 ist die Entgeltfortzahlung (im 
früheren Bundesgebiet) verstärkt - um insgesamt etwa 9 Mrd. DM - an ge- 
stiegen und hat 1992 einen Betrag von 42,9 Mrd. DM erreicht Für 1993 ist 
rezessionsbedingt abermals mit einem Rückgang der Entgeltfortzahlung 
- um ca. 3,5 Mrd. DM - zu rechnen (Schätzung auf der Basis der gesamt- 
wirtschaftlichen Eckwerte der Bundesregierung vom Mai d. J.). 

Der Anteil der Entgeltfortzahlung in v. H. der Bruttolohn- und -gehalts- 
summe (vgl. Diagramm) lag in den Jahren 1970 bis 1981 durchschnittlich 
bei4,0%, in den Jahren 1982 bis 1993 (früheres Bundesgebiet) bei 3,4%. In 
den Jahren 1991 und 1992 lag er wie 1990 unverändert bei 3,5% und damit 
nur wenig über dem längerfristigen Durchschnitt; 1993 dürfte er nach ge- 
genwärtigem Berechnungsstand auf 3,2% zurückfallen (Hinweis: Die 
Anteilswerte haben sich gegenüber dem bisherigen Veröffentlichungs- 
stand seit 1970 aufgrund einer Datenrevision leicht verändert). 

Die Ursachen für diese Entwicklung sind im allgemeinen Lohn- und -ge- 
haltsanstieg, aber auch in Veränderungen des Krankenstandes zu sehen. 
So betrug der Krankenstand im Durchschnitt der Jahre 1970 bis 1981 
5,5 % p. a., in den Jahren 1982 bis 1993 (früheres Bundesgebiet) 4,9%. In 
den Jahren 1990 und 1991 hatte er mit jeweils 5,2% einen Höchststand seit 
1981 erreicht. 1992 ist er bereits wieder auf 5,1 % zurückgegangen; die bis- 
lang für 1993 verfügbaren Monatswerte deuten darauf hin, daß der Kran- 
kenstand im früheren Bundesgebiet im Durchschnitt des Jahres 1993 
nochmals zurückgehen wird. 

Für die neuen Bundesländer liegen Angaben ab 1991 vor. Dort betrug das 
Volumen der Entgeltfortzahlung 1992 rund 5,4 Mrd. DM. Sein Anteil an 
der Bruttolohn- und -gehaltssumme betrug 3,2%, geringfügig mehr als 
1991. Der im Vergleich zum früheren Bundesgebiet niedrigere Anteil ist 
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auf den geringeren Krankenstand zurückzuführen. Er lag 1991 bei 4,0%, 
1992 bei 4,2%. Anders als im früheren Bundesgebiet deuten die vorliegen- 
den Monatswerte darauf hin, daß sich der Krankenstand 1993 nochmals 
erhöhen könnte. 

Weitere Einzelheiten können der beigefügten Tabelle *) und der Grafik*) 
entnommen werden. 


41. Abgeordneter 

Jürgen W. 
Möllemann 

(F.D.P.) 


Was kostet die Anzeige, die am 8. Juni 1993 in 
mehreren Tageszeitungen vom Bundesministe- 
rium für Arbeit und Sozialordnung zum Thema 
„Pflegeversicherung" veröffentlicht wurde, den 
Steuerzahler? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rudolf Kraus 
vom 29. Juni 1993 


Die Anzeige ist am 8. Juni 1993 bundesweit in der regionalen Tagespresse 
geschaltet worden (Auflage: rund 18,6 Mio. Exemplare). Die Schaltkosten 
werden einschließlich Mehrwertsteuer rund 980000 DM betragen. Eine 
Schlußabrechnung liegt noch nicht vor. 


42. Abgeordneter 

Jürgen W. 
Möllemann 

(F.D.P.) 


Was ist der Nutzen dieser Anzeige für den Steuer- 
zahler im allgemeinen und für ältere Menschen 
im besonderen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rudolf Kraus 
vom 29. Juni 1993 

Die Bürger erhielten durch die Anzeige Informationen über die von den 
Koalitionsfraktionen am 27. Mai 1993 beschlossenen Inhalte eines Pflege- 
versicherungsgesetzes, wie zum Beispiel das zweistufige Inkrafttreten der 
Versicherung (ersten Stufe zum 1. Januar 1994, zweite Stufe zum 1. Januar 
1996) und die Höhe der vorgesehenen Leistungen. Damit verbunden war 
der Hinweis, daß das Gesetz noch vom Parlament beschlossen werden 
muß. Es wurde außerdem auf die Möglichkeit hingewiesen, weitere Infor- 
mationen anzufordern. 

Mit dieser Anzeige wurde ein Beitrag dazu geleistet, daß der Bürger über 
die „zu entscheidenden Sachfragen und Lösungsvorschläge genügend 
weiß, um sie beurteilen, billigen oder verwerfen zu können", wie das 
Bundesverfassungsgericht es in seinem Urteil zur Öffenthchkeitsarbeit 
vom 2. März 1977 ausführt. 

Zu berücksichtigen war auch, daß die Diskussion um die Einführung der 
Pflegeversicherung in den Medien sich in der letzten Zeit weitgehend auf 
die Berichterstattung über die Frage der Kompensation beschränkt hat. Es 
war deshalb notwendig, daß für den Bürger auch der vorgesehene Ver-. 
sicherungsschutz dargestellt und ihm die Möglichkeit eröffnet wurde, 
dazu Informationsmaterial anzufordern. 


* ) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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43. Abgeordneter 

Jürgen W. 
Möllemann 

(F.D.P.) 


Beabsichtigt die Bundesregierung die ohnehin 
bedrückende Staatsverschuldung künftig auch 
dadurch noch zu steigern, daß „angedachte" Vor- 
haben, die weder den Status eines vom Kabinett 
verabschiedeten Gesetzentwurfs, noch erst recht 
den eines vom Gesetzgeber beschlossenen Ge- 
setzes haben, ersatzweise mit teuren Anzeigen 
„verkündet" werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rudolf Kraus 
vom 29. Juni 1993 

Einen festen Termin, wann die Bundesregierung über Vorhaben informie- 
ren darf oder nicht, gibt es nicht. In dem Urteil des Bundesverfassungsge- 
richts zur Öffentlichkeitsarbeit vom 2. März 1977 heißt es dazu: 

„In den Rahmen zulässiger Öffentlichkeitsarbeit fällt, daß Regierung 
und gesetzgebende Körperschaften - bezogen auf ihre Organtätig- 
keit - der Öffentlichkeit ihre Politik, ihre Maßnahmen und Vorhaben 
sowie die künftig zu lösenden Fragen darlegen und erläutern. Eine ver- 
antwortliche Teilhabe der Bürger an der politischen Willensbildung des 
Volkes setzt voraus, daß der einzelne von den zu entscheidenden Sach- 
fragen, Maßnahmen und Lösungsvorschlägen genügend weiß, um sie 
beurteilen, billigen oder verwerfen zu können. " 

Danach ist auch die Information über „Vorhaben" oder „Lösungsvor- 
schläge" zulässig und nicht erst über vom Kabinett beschlossene Entwürfe 
oder vom Parlament verabschiedete Gesetze. Bei der Einführung der Pfle- 
geversicherung handelt es sich nicht um ein nur „angedachtes" Vorha- 
ben. In den Beschlüssen der Koalitionsfraktionen vom 27. Mai 1993 heißt 
es vielmehr eindeutig: „Es wird eine soziale Pf lege Versicherung unter 
dem Dach der gesetzlichen Krankenversicherung, finanziert im Umlage- 
verfahren, eingeführt." Der entsprechende Gesetzentwurf ist inzwischen 
vom Bundeskabinett beschlossen und durch die Fraktionen in den Deut- 
schen Bundestag eingebracht. Auch die erste Lesung des Gesetzentwurfs 
ist vor der Sommerpause vorgesehen. 

Zusammengenommen manifestiert sich in diesen Abläufen und dem zum 
1. Januar 1994 vorgesehenen Inkrafttreten der ersten Stufe der Pflegever- 
sicherung der deutliche politische Wille für ein konkretes Gesetzgebungs- 
vorhaben, das zur Entscheidung ansteht und über das der Bürger zu infor- 
mieren ist. 


44. Abgeordneter 

Gerhard 

Neumann 

(Gotha) 

(SPD) 


Aus welchen Gründen hält der „Arbeitsstab zur 
Verlagerung des Bundesarbeitsgerichts" des 
Bundesministeriums für Arbeit und Sozialord- 
nung die Stadt Gotha nicht geeignet, neuer Sitz 
des Bundesarbeitsgerichts zu werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 25. Juni 1993 

Nach den Grundsätzen der Bundesregierung zur Umsetzung der Vor- 
schläge der Unabhängigen Föderalismuskommission hatte der Arbeits- 
stab zur Verlegung des Bundesarbeitsgerichts (BAG) von Kassel nach 
Thüringen seinen Entscheidungsvorschlag zwischen den Städten Erfurt, 
Gotha und Weimar zu treffen. Das Land Thüringen hatte diese Städte als 
mögliche Gerichtsstandorte benannt. 
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Der Arbeitsstab, in dem unter Vorsitz des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung die Staatskanzleien der Länder Thüringen und Hes- 
sen, Verwaltung, Richterrat und örtlicher Personalrat des Bundesarbeits- 
gerichts, der Hauptpersonalrat und das Bundesministerium für Raumord- 
nung, Städtebau und Wohnungswesen vertreten sind, hat in mehreren Sit- 
zungen die Standortfrage eingehend erörtert, Gespräche mit den Reprä- 
sentanten der drei Städte über deren Vorstellungen geführt und die ange- 
botenen Liegenschaften besichtigt. 

Die Entscheidung wurde anhand zuvor einvernehmlich festgelegter Aus- 
wahlkriterien getroffen. Zu diesen gehörten u. a. wegen der Erreichbar- 
keit des Gerichts für die Rechtsuchenden, Anwaltschaft, ehrenamtliche 
Richter und Gerichtsangehörige nicht nur die regionalen und überregio- 
nalen Verkehrsverbindungen (z. B. IC- Anschluß), sondern auch die sonsti- 
gen infrastrukturellen Rahmenbedingungen, insbesondere wissenschaft- 
licher und kultureller Art. Da die Verlegung des Gerichts nach den Umset- 
zungsgrundsätzen sozialverträghch zu gestalten ist, war auch dem Votum 
des Bundesarbeitsgerichts, insbesondere dem der Richterschaft und des 
nichtrichterlichen Personals besonderes Gewicht beizumessen. Außer- 
dem hängt die Funktions- und Arbeitsfähigkeit des Gerichts, die durch die 
Verlegung in keiner Weise gefährdet werden darf, entscheidend von der 
Motivation und Umzugsbereitschaft seiner Mitarbeiter ab. 

Alle drei zur Auswahl gestandenen Städte wiesen nach Ansicht des Ar- 
beitsstabes Vor- und Nachteile auf, die gegeneinander abzuwägen waren. 
Obschon die Stadt Gotha ein geeignetes Grundstück angeboten und die 
Magistratsverwaltung eine anerkennenswerte Konzeption vorgelegt 
hatte, fiel die Entscheidung anhand der Auswahlkriterien schließlich ein- 
vernehmlich zugunsten Erfurts. 


45. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Wie hoch waren die Ausgabenreste im Langzeit- 
arbeitslosen-Programm 1991 und 1992, und was 
sind gegebenenfalls die Gründe dafür? 


Antwort des Parlanjentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 29. Juni 1993 

Mitte 1989 hat die Bundesregierung zwei Programme zur gezielten 
Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit auf den Weg gebracht. 

Im Rahmen der „Aktion Beschäftigungshilfen für Langzeitarbeitslose" 
könnten von Juli 1989 bis Ende Mai 1993 mit Hilfe von Lohnkostenzu- 
schüssen 106866 ehemals Langzeitarbeitslose in unbefristete Arbeitsver- 
hältnisse vermittelt werden. An den „Maßnahmen für besonders 
beeinträchtigte Langzeitarbeitslose und weitere schwerstvermitt eibare 
Arbeitslose" haben bis Ende April 1993 rd. 36000 schwerstvermittelbare 
Arbeitslose teilgenommen. 

Für die „Aktion Beschäftigungshilfen für Langzeitarbeitslose" verblieb 
1991 ein Ausgaberest in Höhe von rd. 47 Mio. DM. 1992 verblieb ein Aus- 
gaberest von rd. 59 Mio. DM. 

Die Entstehung dieser Ausgabereste ist auf mehrere Ursachen zurückzu- 
führen: 

- Es ist zunehmend schwieriger geworden, Langzeitarbeitslose auch mit 
Hilfe von Lohnkostenzuschüssen in Arbeit zu vermitteln: 
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O Das Arbeitskräfteangebot in Westdeutschland nahm in den Jahren 
1991 und 1992 durch Zuwanderungen aus dem Ausland sowie Pend- 
ler aus den neuen Bundesländern deutlich zu. Die Arbeitskräfte- 
nachfrage verlief dagegen schwächer. Die Konkurrenzsituation der 
Langzeitarbeitslosen auf dem Arbeitsmarkt verschlechterte sich. 

O Die Förderungsinstrumente treffen zunehmend auf den „harten 
Kern" der Langzeitarbeitslosen, bei denen besonders große Vermitt- 
lungshemmnisse bestehen. 

- Die durchschnittlichen Kosten pro Förderfall in den Jahren 1991 und 
1992 waren geringer als bei Festlegung der Haushaltsansätze ange- 
nommen. 

- Die Mittel für Modell Vorhaben innerhalb der „Aktion Beschäftigungs- 
hilfe für Langzeitarbeitslose" wurden 1991 von 50 Mio. DM auf 200 Mio. 
DM aufgestockt, die Anzahl der sog. Modellarbeitsämter wurde von 
acht auf 26 erhöht. Die Entwicklung neuer Modellvorhaben benötigte 
Zeit, so daß sich die Ausgabewirksamkeit der zur Verfügung gestellten 
Mittel nach hinten verschob. 

- Eine nennenswerte Nachfrage nach Lohnkostenzuschüssen für die Ein- 
stellung von Langzeitarbeitslosen in den neuen Bundesländern ent- 
stand erst im Laufe des Jahres 1992. 

Für das Programm „Maßnahmen für besonders beeinträchtigte Langzeit- 
arbeitslose und weitere schwerstvermittelbare Arbeitslose" (790-Mio.- 
Programm) verblieb 1991 ein Ausgaberest von rund 75 Mio. DM. 

Die Gründe hierfür waren vor allem: 

- Verzögerungen bei Anlauf und Abwicklung von Projekten durch Pla- 
nungsschwierigkeiten bei den Trägern. 

- Probleme bei der Einführung des Programms in den neuen Bundeslän- 
dern. 

- Verzögerungen durch die vorläufige Haushalts- und Wirtschaftsfüh- 
rung des Bundes. 

(Viele Projekte konnten erst im letzten Quartal des Jahres 1991 bewil- 
ligt werden. Dies hatte zur Folge, daß die Mittel nicht mehr bis zum Jah- 
resende abgerufen bzw. ausgezahlt werden konnten.) 

1992 wurden die Ausgabereste um rd. 20 Mio. DM reduziert. 


46. Abgeordneter In welcher Höhe wurden die nichtverausgabten 

Ottmar Mittel in den Folgejahren für das Programm frei- 

Schreiner gegeben? 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 29. Juni 1993 

Für die „Aktion Beschäftigungshilfen für Langzeitarbeitslose" hat das 
Bundesministerium der Finanzen im April 1993 50 Mio. DM an Ausgabe- 
resten freigegeben. 

Für „Maßnahmen für besonders beeinträchtigte Langzeitarbeitslose und 
weitere schwerstvermittelbare Arbeitslose" hat das Bundesministerium 
der Finanzen 1992 75 Mio. DM und im April 1993 25 Mio. DM freigege- 
ben. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


47. Abgeordnete 

Katrin 

Fuchs 

(Verl) 

(SPD) 


Wie viele Schiffe wurden durch den Ständigen 
Einsatzverband Mittelmeer der NATO zur Durch- 
setzung des VN-Embargos gegen Rest- Jugosla- 
wien kontrolliert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 30. Juni 1993 

Die NATO untersützt seit 16. Juli 1992 mit dem Ständigen Eins atzverb and 
Mittelmeer die Vereinten Nationen bei der Überwachung des Embargos 
gegen Rest- Jugoslawien in der Adria. Bis zum 21. Juni 1993 wurden 

- 5 670 Schiffe über Ladung und Zielhafen befragt, 

- 951 Schiffe durch Untersuchungsgruppen überprüft, 

- 78 Schiffe zur genauen Untersuchung in einen Hafen umgeleitet. 

Das zum Ständigen Einsatzverband Mittelmeer gehörende deutsche 
Schiff hat im Rahmen der politischen Vorgaben nur an der Befragung über 
Ladung und Zielhafen teilgenommen. 


48. Abgeordnete 

Katrin 

Fuchs 

(Verl) 

(SPD) 


Wie viele Verstöße gegen das Embargo von See 
her wurden registriert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 30. Juni 1993 

Im o. g. Zeitraum wurden sieben Schiffe als Embargobrecher und sechs 
weitere Schiffe als vermutete Embargobrecher registriert. 


49. Abgeordnete 

Katrin 

Fuchs 

(Verl) 

(SPD) 


Warum ist eine verschärfte Überwachung des 
Embargos gegen das frühere Jugoslawien vor 
den restjugoslawischen Hoheitsgewässern not- 
wendig? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 30. Juni 1993 

Am 17. April 1993 hat der VN- Sicherheitsrat die Resolution 820 zur weite- 
ren Verschärfung des Embargos erlassen mit dem Ziel, eine Embargover- 
letzung auf dem Seewege auszuschließen. Auf Ersuchen der VN hat der 
NATO-Rat am 28. April 1993 beschlossen, die Umsetzung dieser Reso- 
lution zu übernehmen. Der Oberste Alliierte Befehlshaber Europa 
(SACEUR) hat den dafür erforderlichen Operationsplan entwickelt. Dieser 
Plan besteht aus zwei Eckpunkten: 
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- Eine Schiffsgruppe operiert in der Straße von OTRANTO mit dem 
Hauptauftrag, Schiffe auf dem Weg in die Adria über Bestimmungsort 
und Ladung zu befragen und an ein Lagezentrum zu melden. 

- Eine zweite Schiffsgruppe operiert vor den Territorialgewässern des 
früheren Jugoslawien (Serbien/Montenegro) mit dem Hauptauftrag, 
jeden Schiffsverkehr vom Befahren dieser Territorial gewässer abzuhal- 
ten. 

Nur durch die Kombination dieser Maßnahmen kann die in der VN-Reso- 
lution 820 vorgesehene Verschärfung des Embargos sichergestellt wer- 
den. 


50. Abgeordnete Warum hält die NATO die Verlegung des Ständi- 

Katrin gen Einsatzverbandes Atlantik und eine Gesamt- 

Fuchs zahl von 20 Schiffen für erforderlich, um diese 

(Verl) Maßnahme durchzusetzen? 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 30. Juni 1993 


Jede der beiden oben angesprochenen Schiffs gruppen muß aus operati- 
ven Gründen aus fünf Schiffen bestehen. Diese Größenordnung ist wegen 
der Ausdehnung des zu überwachenden Seegebietes bzw. der Länge der 
Grenzen der restjugoslawischen Hoheitsgewässer erforderlich. Dies be- 
deutet, daß zehn Schiffe ständig in See stehen müssen. Um dies unter den 
schwierigen physischen und psychischen Bedingungen auf Dauer durch- 
halten zu können, müssen mindestens 20 Schiffe bereitgehalten werden. 
Tatsächlich jedoch schwankt die tägliche Anzahl der Schiffe je nach Ver- 
fügbarkeit. Der Mittelwert von 20 wird sich jedoch über längere Zeit ein- 
pendeln. Um diese Zahl zu erreichen und da die Schiffe dieses integrierten 
Einsatz Verbandes bereits unter dem Kommando der NATO fahren und 
aufeinander eingespielt sind, hat der SACEUR vorgeschlagen, den Ständi- 
gen Einsatzverband Atlantik ebenfalls in der Adria einzusetzen. 


51. Abgeordnete Welche Absichten hat die Bundesregierung bei 

Barbara einem Abzug der amerikanischen Einheiten vom 

Weiler Truppenübungsplatz Wildflecken bezüglich 

(SPD) eines Weiterbetriebs, einer teilweisen oder voll- 

ständigen Aufgabe des Truppenübungsplatzes? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Michaela Geiger 
vom 22. Juni 1993 


Die Bundesregierung prüft derzeit, ob sie den Truppenübungsplatz Wild- 
flecken nutzen und dafür einen anderen Truppenübungsplatz aufgeben 
kann. 

Wesentliche Kriterien sind die Schieß- und Übungsmöglichkeiten für Heer 
und Luftwaffe sowie die entstehenden Kosten. 


28 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode DrUCkSBChO 12/5364 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Frauen 
und Jugend 


52. Abgeordnete 

Dr. Edith 
Niehuis 

(SPD) 


Wann wird der in dem Beschluß des Deutschen 
Bundestages vom 11. Oktober 1991 zu Nummer 1 
der Beschlußempfehlung in Drucksache 12/872 
bereits zu Mitte 1992 geforderte bis April 1993 
angekündigte Bericht der Bundesregierung über 
Erfahrungen mit Gleichstellungsstellen in Bund, 
Ländern und Gemeinden, insbesondere in den 
neuen Bundesländern, dem Deutschen Bundes- 
tag vorgelegt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Cornelia Yzer 
vom 24. Juni 1993 


Der Referentenentwurf des zweiten Berichts der Bundesregierung über 
die Gleichstellungsstellen in Bund, Ländern und Kommunen ist fertigge- 
stellt und befindet sich zur Zeit im Abstimmungsverfahren. Der Bericht 
wird danach im Kabinett behandelt und dann unmittelbar dem Deutschen 
Bundestag zugeleitet. 

Es erschien sinnvoll, die sich bereits im Jahr 1992 abzeichnenden gravie- 
renden Veränderungen durch die Erarbeitung von Kommunalverfassun- 
gen in den neuen Bundesländern und neue gesetzliche Regelungen über 
kommunale Gleichstellungsstellen in einigen alten Bundesländern abzu- 
warten, um sie zumindest in der Tendenz in dem Bericht berücksichtigen 
zu können. 


Geschäftsbereich des Bundesministenums für Gesundheit 


53. Abgeordnete 

Marion 

Caspers-Merk 

(SPD) 


Auf welche Weise gelangen Asbestfasern in Arz- 
neimittel, die intravenös gespritzt werden sollen, 
und welche Untersuchungen darüber hat die 
Bundesregierung bisher zur Aufklärung unter- 
nommen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 28. Juni 1993 


Asbestfasern sind in der Umwelt ubiquitär und gelangen somit über die 
Ausgangsstoffe und die Herstellung einschließlich Abfüllung in parente- 
ral anzuwendende Arzneimittel. 
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Dem Bundesgesundheitsamt liegen mittlerweile Ergebnisse von Untersu- 
chungen von 223 Proben derartiger Arzneimittel auf Asbest vor, wobei von 
einigen Arzneimitteln mehrere Chargen, aber auch Zwischenprodukte 
und Ausgangsstoffe, untersucht wurden. Die Ergebnisse wurden zum gro- 
ßen Teil von den jeweils betroffenen pharmazeutischen Unternehmern 
zur Verfügung gestellt, wurden jedoch auch an amtlich gezogenen Proben 
ermittelt. Dabei ergaben sich keine bemerkenswerten Differenzen zwi- 
schen den amtlich gezogenen Proben und den Untersuchungen der phar- 
mazeutischen Unternehmen. 

Bei den bisher ausgewerteten Untersuchungsergebnissen ergaben sich 
keine Überschreitungen der vom Bundesgesundheitsamt und von Exper- 
ten im März 1993 vorgesehenen Grenzwerte. 


54. Abgeordnete 

Marion 

Caspers-Merk 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß im 
Sinne einer vorsorgenden Gesundheitspolitik 
Asbestfasern in keinem Fall in Arzneimittel gehö- 
ren, die unmittelbar in den Blutkreislauf gelan- 
gen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 28. Juni 1993 

Das Bundesgesundheitsamt vertritt die Auffassung, daß Asbestfasern 
grundsätzlich in Arzneimitteln nicht vorhanden sein sollten, da sie eine 
Verunreinigung darstellen. Aufgrund des ubiquitären Vorkommens von 
Asbest ist es jedoch derzeit technisch nicht möglich, eine völlige Asbest- 
freiheit sicherzustellen. Aus diesem Grund sind in Expertengesprächen 
beim Bundesgesundheitsamt im Februar und März 1993 Grenzwerte hin- 
sichtlich Faserlänge und Faseranzahl festgelegt worden, die in Kürze ver- 
öffentlicht werden und die die Asbestbelastung in Arzneimitteln, die in 
den Blutkreislauf gespritzt werden, auf das geringstmögliche, technisch 
machbare Maß reduzieren sollen. Hierzu verweise ich auf meine Antwort 
vom 28. Mai 1993 zu Ihren Fragen 48 bis 50 in der Drucksache 12/5082, 
S. 25 bis 26. 


55. Abgeordnete 

Marion 

Caspers-Merk 

(SPD) 


Welche Untersuchungen über die Auswirkungen 
von Asbestfasern, die über Arzneimittel in den 
Blutkreislauf gespritzt werden, liegen vor, und 
wie kann gegebenenfalls mit einem Nichtwissen 
verantwortungsvoll umgegangen werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 28. Juni 1993 

Eingeatmete Asbestfasern können beim Menschen zu Asbestose der 
Lunge sowie zur Tumorbildung (Mesotheliom) im Brust- und Bauchfell 
führen. Während die Risikobewertung hinsichtlich der Entstehung von 
Tumoren für eingeatmete Asbestfasern durch Erkenntnisse aus Unter- 
suchungen gesichert ist, liegen für Asbestfasern, die über Arzneimittel in 
den Blutkreislauf gespritzt werden, keine solchen Erkenntnisse vor, die 
eine sichere Bewertung des Risikos der Entstehung von Tumoren erlauben 
würden. 
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Erkenntnisse nach intraperitonealer Verabreichung faseriger Stäube an 
Nagern zeigten, daß es sich hinsichtlich der Ausbildung von Tumoren um 
ein empfindliches Testsystem handelt. Unter anderem führte diese Art der 
Verabreichung zu einer Differenzierung der kanzerogenen Potenz ent- 
sprechend der Länge der Fasern. 

Das Bundesgesundheitsamt ist der Auffassung, daß in Arzneimitteln, die 
in den Blutkreislauf gespritzt werden, die Länge der Fasern der entschei- 
dende Risikofaktor ist. Daher wird bei den vom Bundesgesundheitsamt 
beabsichtigten Maßnahmen zur Kontrolle bzw. zur Verminderung der 
Asbestbelastung in derartigen Arzneimitteln die Länge der Asbestfasern 
eine wichtige Rolle spielen. 


Was ist der Bundesregierung bekannt über die 
Aktenvernichtung von Patientendaten, welche 
im Gesundheitswesen im engeren Sinne, aber 
auch bei Versicherungsträgern sowie öffent- 
lichen Arbeitgebern wie Polizei, NVA etc. ange- 
legt wurden, unter der Modrow- und de Maiziere- 
Regierung 1989/90, und wie beurteilt die Bundes- 
regierung die Strafbarkeit dieser Aktenvernich- 
tung? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 29. Juni 1993 

Im Rahmen der Erörterung des 10. Tätigkeitsberichts des Bundesbeauf- 
tragten für den Datenschutz gemäß § 19 Abs. 2 des Bundesdatenschutz- 
gesetzes (BDSG) im Ausschuß für Gesundheit im Deutschen Bundestag 
wurden Fragen zum Verbleib der Gesundheitsdaten in der DDR und ihre 
datenschutzrechtliche Absicherung gestellt. 

Hierzu wurden umfangreiche Informationen eingeholt, die in der Antwort 
des Bundesministeriums für Gesundheit an den Vorsitzenden des Aus- 
schusses für Gesundheit vom 30. Dezember 1992 zusammengefaßt sind. 

Weitere Erkenntnisse über eine Aktenvernichtung von Patientendaten, 
die im Gesundheitswesen angelegt wurden, unter der Modrow- und der 
de Maiziere-Regierung 1989/90 liegen der Bundesregierung nicht vor. 

Im Rahmen der Übernahme der NVA durch die Bundeswehr hat der Sani- 
tätsdienst der Bundeswehr die Sanitätseinrichtungen der NVA übernom- 
men. Von der Polizei der ehemaligen DDR wurde das Krankenhaus in Ber- 
lin übernommen. 

Die in diesen Einrichtungen vorhandenen Patientenunterlagen sind vom 
Sanitätsdienst der Bundeswehr ebenso übernommen worden. 

Es liegen bisher keine Erkenntnisse vor, daß bei diesen Unterlagen Mani- 
pulationen irgendwelcher Art vorgenommen worden sind. 

Die Strafbarkeit von Aktenvernichtungen in der ehemaligen DDR vor 
Wirksamwerden des Beitritts zur Bundesrepublik Deutschland ist in erster 
Linie nach den Vorschriften des Strafgesetzbuches der DDR (StGB-DDR) 
zu beurteilen; denn nach Artikel 315 Abs. 1 Satz 1 des Einführungsgeset- 
zes zum Strafgesetzbuch in Verbindung mit § 2 Abs. 1 StGB ist das Gesetz 
anzuwenden, das zur Zeit der Tat gilt. 

Bei der Vernichtung von Akten mit Patientendaten im Bereich des Ge- 
sundheitswesens, von Versicherungsträgern und Stellen wie Polizei oder 
NVA in der ehemaligen DDR kommt insoweit eine Strafbarkeit insbeson- 


56. Abgeordneter 

Stephan 

Hilsberg 

(SPD) 
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dere wegen vorsätzlicher Sachbeschädigung (vor dem 1. Juli 1990; §§ 163, 
164 - Beschädigung sozialistischen Eigentums - bzw. §§ 183, 184 - Be- 
schädigung persönlichen Eigentums - StGB-DDR; ab 1. Juli 1990: § 165 
StGB-DDR - vorsätzliche Sachbeschädigung), Urkundenvernichtung 
(§ 241 StGB-DDR) oder schweren Gewahrsamsbruchs (§ 239 Nr. 1 StGB- 
DDR) in Betracht. 

Voraussetzung für eine Bestrafung ist darüber hinaus nach Artikel 315 
Abs. 1 Satz 1 EGStGB in Verbindung mit § 2 Abs. 3 StGB, daß die Tat auch 
nach Inkrafttreten des StGB im Zuge der Wiedervereinigung strafbar ge- 
blieben ist, d. h., daß auch das StGB die Tat mit Strafe bedroht. Es wäre 
daher zusätzlich zu prüfen, ob die Tat nach §§ 303 (Sachbeschädigung), 
304 (gemeinschädliche Sachbeschädigung), § 274 Abs. 1 Nr. 1 (Urkun- 
denunterdrückung), § 133 Abs. 1 (Verwahrungsbruch) StGB strafbar 
wäre. Ist das der Fall, so ist einer Verurteilung das jeweils mildeste Gesetz 
zugrunde zu legen. 

Ob die genannten Strafvorschriften bei bestimmten Sachverhalten erfüllt 
sind, kann nur im Einzelfall beurteilt werden. Diese Beurteilung ist in 
erster Linie Aufgabe der für die Verfolgung und Ahndung von Straftaten 
zuständigen Strafverfolgungsbehörden der Länder. 


57. Abgeordneter 

Dr. Hans-Hinrich 
Knaape 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung im Hinblick 
auf die Vereinbarkeit eines solchen Vorgehens 
mit dem Gesundheitsstrukturgesetz Überlegun- 
gen zwischen Vertretern von Kassenärztlichen 
Vereinigungen und Vertretern von Krankenkas- 
sen, Teile der sich abzeichnenden Unterschrei- 
tung des Arzneimittelbudgets 1993 der kassen- 
ärztlichen Gesamtvergütung zuzuschlagen? 


Inwieweit steht es im Benehmen der Vertrags- 
partner, daß die Selbstverwaltung im Gesund- 
heitswesen eine Budgetunterschreitung in einem 
Leistungsbereich mit Budgetüberschreitung oder 
Umwidmung der freiwerdenden Gelder in an- 
dere Leistungsbereiche durch vertragliche Ver- 
einbarungen miteinander verrechnen? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 28. Juni 1993 


58. Abgeordneter 

Dr. Hans-Hinrich 
Knaape 

(SPD) 


Sollten vertragliche Vereinbarungen der von Ihnen genannten Art zu- 
stande kommen, unterliegen diese Vereinbarungen einer aufsichtsrecht- 
lichen Überprüfung im Hinblick auf ihre Vereinbarkeit mit den gesetz- 
lichen Vorgaben. Grundsätzlich ist festzustellen, daß es für eine Verrech- 
nung von Budgetüberschreitungen in einem Leistungsbereich mit Bud- 
getunterschreitungen in einem anderen Leistungsbereich keine gesetz- 
liche Grundlage gibt. 


59. Abgeordneter 

Dieter 

Maaß 

(Herne) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Ver- 
sicherte, deren Entgelt vom 1. Juli 1991 bis zum 
30. Juni 1992 um den Solidaritätszuschlag gemin- 
dert war, auch nach Ablauf des 30. Juni 1992 noch 
verminderte Krankengeldzahlungen hinnehmen 
müssen? 


32 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/5364 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 28. Juni 1993 


Nach § 47 SGB V ist bei der Ermittlung des Krankengeldes von dem in 
einem bestimmten Bemessungszeitraum erzielten beitragspflichtigen 
Regelentgelt auszugehen. Das Krankengeld beträgt 80% dieses Regelent- 
gelts, darf aber das Nettoarbeitsentgelt nicht überschreiten. Nettoarbeits- 
entgelt ist das um die gesetzlichen Abzüge verminderte regelmäßige Ar- 
beitsentgelt. Zu den gesetzlichen Abzügen zählen auch die für das Ar- 
beitsentgelt anfallenden Steuern, die vom 1. Juli 1991 bis zum 30. Juni 
1992 um den Solidaritätszuschlag erhöht wurden. Da eine Anpassung des 
Krankengeldes an die Lohnentwicklung erst nach Ablauf eines Jahres 
erfolgen kann, kann sich das durch den Solidaritätszuschlag verminderte 
Nettoarbeitsentgelt auch heute noch auswirken, wenn das Nettoarbeits- 
entgelt unterhalb der 80% -Bruttogrenze liegt. Bei einem Nettoarbeits- 
entgelt oberhalb 80% des Regelentgelts spielen Verminderungen keine 
Rolle, soweit der Krankengeldanspruch schon durch diese Grenze gesteu- 
ert wird. 


60. Abgeordneter 

Dieter 

Maaß 

(Herne) 

(SPD) 


Ist weiterhin bekannt, daß die Krankenkassen auf 
diese Weise Einsparungen vornehmen konnten, 
die nicht dem Ziel des Solidaritätszuschlages 
“ Aufbauhilfe Deutschland Ost — dienten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 28. Juni 1993 


Soweit bei den Krankenkassen Minderausgaben eingetreten sind, erge- 
ben sich diese aus der Systematik des Krankengeldrechts. 


Die Berechnung des Krankengeldes ist vergangenheitsbezogen. Der. 
Grundsatz der Vergangenheitsorientierung kann sich für das Mitglied der 
gesetzlichen Krankenversicherung nachteihg oder vorteilhaft auswirken. 
Dies gilt für alle Lohnersatzleistungen, die auf vergleichbaren Grundlagen 
berechnet werden. 

Krankengeld ist eine Leistung der Solidargemeinschaft der gesetzlichen 
Krankenversicherung. Es wäre nicht gerecht, Steuerabzüge, die Bezieher 
von Arbeitsentgelt hinnehmen müssen, bei der Berechnung der Lohn- 
ersatzleistung außer Betracht zu lassen, weil sonst Bezieher von Kranken- 
geld im Ergebnis bessergestellt würden. 


61. Abgeordnete 

Dr. Helga 
Otto 

(SPD) 


Wann wird es zu den neuen Regelungen für den 
Personalbedarf im ärztlichen Dienst der Kranken- 
häuser kommen, zu denen das Bundesministe- 
rium für Gesundheit nach § 19 KHG verpflichtet 
ist und dieser Verpflichtung bereits seit zwei 
Jahren nicht nachkommt? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 29. Juni 1993 


Nach § 19 KHG ist die Bundesregierung ermächtigt, eine Personalverord- 
nung auch für den ärztlichen Dienst zu erarbeiten. Dabei kann die Bun- 
desregierung den Zeitpunkt bestimmen, zu dem sie eine Rechtsverord- 
nung für einen bestimmten Personalbereich erarbeitet, da im Gesetzestext 
keine bindenden Fristen genannt sind. Solange eine Verordnung nicht 
vorliegt, können die Stellenpläne für Ärzte krankenhausindividuell durch 
die Pflegesatzparteien vereinbart werden. 

Das vorliegende Konzept der Deutschen Krankenhausgesellschaft für 
eine bundeseinheitliche Regelung setzt falsche Anreize im Sinne einer 
medizinisch nicht notwendigen Leistungsausweitung und das der Spit- 
zenverbände der gesetzlichen Krankenversicherung sieht eine pauschale 
Personalbemessung ohne Leistungsbezug vor; beide Konzepte stellen 
nach Auffassung des Bundesministeriums für Gesundheit keine geeignete 
Grundlage zur Erarbeitung einer Personalverordnung dar. 

Darüber hinaus zeigen internationale Statistiken, daß die Personalausstat- 
tung im ärztlichen Dienst der Krankenhäuser in Deutschland vergleichs- 
weise gut ist. Es kommt hinzu, daß nach objektiven Kriterien die Dringlich- 
keit einer Überprüfung der Personalsituation im pflegerischen Dienst des 
Intensiv- und OP-Bereichs höher ist. Nach Ablauf der Grundlohnanbin- 
dung der Krankenhausbudgets Ende 1995 wird diese Entscheidung über- 
prüft werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


62. Abgeordneter 

Robert 

Antretter 

(SPD) 


Aus welchem Grund ist der Bau der B 304 OU Tei- 
sendorf im neuen Fünfjahresplan nicht mehr ent- 
halten, obgleich er im Fünf jahresplan 1986 bis 
1990 vorgesehen war, und welche Möglichkeiten 
sieht die Bundesregierung, dieses Projekt noch in 
den nunmehr anlaufenden Fünf jahresplan aufzu- 
nehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 28. Juni 1993 

Die Ortsumgehung Teisendorf war im Fünfjahresplan 1986 bis 1990 be- 
reits mit einem Anlaufbetrag enthalten, weil seinerzeit davon ausgegan- 
gen wurde, daß sie noch in diesem Zeitraum rechtlich baureif würde; dies 
ist nicht gelungen. Der rechtsbeständige Abschluß des nun seit 1991 lau- 
fenden Planfeststellungsverfahrens ist weiterhin offen. Deshalb konnte 
diese Maßnahme, wie viele andere gleichgelagerte Fälle, in den Entwurf 
des neuen Fünfjahresplanes, der ja ein Bauprogramm darstellt und sich 
am Finanzrahmen orientieren muß, nicht aufgenommen werden. 


34 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/5364 


Änderungen sind bei den Maßnahmen des Fünf jahresplanes entspre- 
chend dem tatsächlichen Planungsfortschritt und der Finanzierbarkeit 
möglich; das bedeutet, daß dann auch andere Maßnahmen des Bedarfs- 
planes, die zunächst nicht im Fünfjahresplan enthalten sind, im Austausch 
in die aktuellen Straßenbaupläne aufgenommen werden können. Das ent- 
spricht dem Vorgehen auch bei den vergangenen Fünfjahresplänen. 


63. Abgeordneter 

Jürgen 

Augustinowitz 

(CDU/CSU) 


Wie steht die Bundesregierung im Rahmen eines 
aktiven Nichtraucherschutzes zu einem generel- 
len Rauchverbot in Bahnhöfen und auf Bahnstei- 
gen? 


Antwort Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 30. Juni 1993 


Die deutschen Bahnen sind bemüht, ebenso wie in ihren Zügen auch in 
ihren Bahnhöfen und auf den Bahnsteigen einen größtmöglichen Nicht- 
raucherschutz zu bieten und haben daher bereits in geschlossenen Räu- 
men wie Reisezentren, Warteräumen und kleineren Bahnhöfen sowie auf 
unterirdischen Bahnsteigen ein Rauchverbot ausgesprochen. Des weite- 
ren verpflichten die Bahnen zunehmend die Betreiber von Bahnhofsgast- 
stätten, im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten getrennte Bereiche für 
nichtrauchende und rauchende Gäste einzurichten. Die Bundesregierung 
begrüßt diese Maßnahmen zum Schutz der Nichtraucher, die die Bahnen 
für ihren Bereich in unternehmerischer Eigenverantwortung treffen. 

In offenen und daher gut durchlüfteten Bereichen wie auf oberirdischen 
Bahnsteigen und in großen Empfangshallen verzichten die Bahnen auf ein 
generelles Rauchverbot, da sie hierin keine Beeinträchtigung der Nicht- 
raucher sehen und als im Wettbewerb zu anderen Verkehrsmitteln ste- 
hende Unternehmen auch auf die Belange der rauchenden Kunden Rück- 
sicht nehmen müssen. 


64. Abgeordneter 

Klaus 

Daubertshäuser 

(SPD) 


Welche Gründe bewegen die Bundesregierung, 
trotz der weiterbestehenden Ungleichbehand- 
lung deutscher Luftverkehrsunternehmen im 
deutsch-amerikanischen Luftverkehr und trotz 
der Weigerung der amerikanischen Seite, im 
Wege von Nachverhandlungen substantielle 
Verbesserungen zuzugestehen, das deutsch- 
amerikanische Luftverkehrsabkommen nicht zu 
kündigen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 28. Juni 1993 

Die letzte deutsch-amerikanische Verhandlungsrunde vom 2. bis 4. Juni 
1993 ergab in den entscheidenden Elementen keine Annäherung der 
Standpunkte. 

Die Bundesregierung prüft zum gegenwärtigen Zeitpunkt die notwendi- 
gen Konsequenzen einschließlich einer Kündigung des deutsch-amerika- 
nischen Luftverkehrsabkommens. 
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65. Abgeordneter 

Hans-Günther 

Toetemeyer 

(SPD) 


Welche konkreten Gründe sprechen nach Auffas- 
sung der Bundesregierung gegen eine Finanzie- 
rung der Verlegung des Haltepunkts Hagen Vor- 
halle im Rahmen des Ausbaus der S-Bahn-Linie 
S 5 — Hagen/Witten/Vorhalle, obwohl im zustän- 
digen Regionalarbeitskreis unter Mitwirkung der 
Deutschen Bundesbahn Einvernehmen darüber 
erzielt worden war, daß die Haltepunktverlegung 
innerhalb der ersten Ausbaustufe integraler 
Bestandteil der Ausbauplanung zur S 5 ist und es 
sich somit nicht im eine zusätzliche Maßnahme im 
Sinne einer Neueinrichtung eines Haltepunkts 
handelt? 


66. Abgeordneter 

Hans-Günther 

Toetemeyer 

(SPD) 


Wie vereinbart die Bundesregierung ihre nega- 
tive Haltung in diesem Punkt mit der erklärten 
Absicht, der Förderung des ÖPNV - nicht zuletzt 
aus Gründen des Umweltschutzes - Priorität ein- 
zuräumen sowie der Auffassung der Deutschen 
Bundesbahn, daß durch eine Verlegung des 
Haltepunkts zusätzliche Reisendenpotentiale 
erschlossen werden könnten und damit auch die 
Wirtschaftlichkeit des Vorhabens gesichert wäre? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 25. Juni 1993 

Wie Ihnen bereits mit Schreiben des Bundesministeriums für Verkehr vom 
27. November 1992 - A 23/20.55.26-825.9/46 BT 92 - mitgeteilt, ist die 
Station Hagen-Vorhalle nicht Bestandteil der vom Bundesministerium für 
Verkehr am 26. Januar 1990 genehmigten Rahmenplanung für die 
S-Bahn-Linie S 5 Hagen — Witten — Dortmund. Dieser Sachverhalt gilt 
unverändert. 

Die Deutsche Bundesbahn führte in ihrem Antrag vom 23. November 1989 
zu Hagen-Vorhalle aus: 

„Wegen des geringen Benutzeraufkommens wird diese Station nicht auf 
S-Bahn-Standard gebracht. Sie wird vorerst nur von den Nahverkehrs- 
zügen der Relation Bochum — Witten — Hagen bedient. Die Züge der 
S-Bahn-Linie S 5 fahren auf dieser Station durch. " 

Deshalb ist in der genehmigten Rahmenplanung weder in der ersten noch 
in der zweiten Betriebsstufe ein Ausbau oder eine Verlegung der Station 
vorgesehen. 

Der im Schreiben der Deutschen Bundesbahn vom 22. November 1991 
enthaltene Vorschlag auf Verlegung der Station Hagen-Vorhalle „auf For- 
derung des Landes, der Stadt und des VRR" konnte nicht als Antrag aner- 
kannt werden, da eine verkehrliche Notwendigkeit nicht nachgewiesen 
wurde. 

Planungsausweitungen von diesem Umfang (10% des bisherigen Gesamt- 
vorhabens) kann nur zugestimmt werden, wenn hierfür ihre Auswirkun- 
gen auf die Wirtschaftlichkeit des gesamten Vorhabens nachgewiesen 
sind. Entweder müßte die Maßnahme Hagen-Vorhalle als zusätzliches 
Vorhaben oder das laufende Vorhaben wegen des finanziellen Umfangs 
der Planungsausweitung als „neues Vorhaben im Sinne des GVFG 1992" 
betrachtet werden. 
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Mit der Neufassung des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes 
(GVFG) 1992 sind 80% der G VFG -Bundesmittel in die Verfügungsgewalt 
der Länder übergegangen. Im Rahmen der beim Bund verbleibenden 20% 
(Bundesprogramm) werden nur noch Vorhaben des Schienenverkehrs in 
Verdichtungsräumen mit zuwendungsfähigen Kosten von über 100 Mio. 
DM sowie bereits vor dem 1. Januar 1992 begonnene Vorhaben der deut- 
schen Bahnen (DB und DR) gefördert. 

Dem Land Nordrhein-Westfalen stehen im Rahmen des Landespro- 
gramms 1993 bis 1995 pro Jahr voraussichtlich rd. 1 Mrd. DM Bundesmit- 
tel zur Verfügung. Das Land Nordrhein- Westfalen muß nunmehr ent- 
scheiden, ob es die Verlegung der Station Hagen- Vorhalle mit Bundesfi- 
nanzhilfen aus dem GVFG-Landesprogramm fördern will. Voraussetzung 
dafür ist, daß die Maßnahme wirtschaftlich ist und dem Bund und der 
Deutschen Bundesbahn keine neuen Folgekosten entstehen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


67. Abgeordneter In welchen Fällen wurde die Bundesrepublik 

Klaus Deutschland durch EG -Richtlinien, die auf der 

Lennartz Basis von Artikel 100 a beschlossen wurden, 

(SPD) daran gehindert, weitergehende Umweltstan- 

dards aufrechtzuerhalten, und in welchen Fällen 
hat die Bundesregierung durch ihr Veto umwelt- 
politisch unzureichende Beschlüsse des EG-Mi- 
nisterrats auf der Grundlage des Artikels 130 s 
bisher verhindert? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 28, Juni 1993 

Es gibt bislang keinen Fall, in dem die Bundesrepublik Deutschland durch 
einen EG-Rechtsakt auf der Basis von Artikel 100 a EWG- Vertrag an der 
Beibehaltung strengerer nationaler Umweltstandards gehindert wurde. 

Die Bundesregierung zielt in den Verhandlungen über Vorschläge für 
gemeinschaftliche Rechtsakte stets auf die Verwirklichung eines hohen 
Schutzniveaus ab. Bei Anwendung des Artikels 130 s EWG- Vertrag als 
Rechtsgrundlage ist hierfür eine einstimmige Beschlußfassung des Rates 
erforderlich. Angesichts der unterschiedlichen ökologischen und ökono- 
mischen Bedingungen und politischen Prioritäten in den Mitgliedstaaten 
ist es häufig schließlich unabdingbar, Lösungen im Kompromißwege zu 
finden, die zwar hinter unseren Umweltanforderungen Zurückbleiben, 
gleichwohl aber gemeinschaftsweit und im Falle grenzüberschreitender 
Auswirkungen insbesondere auch für Deutschland einen umweltpoliti- 
schen Fortschritt bedeuten. Ein Beispielsfall ist die Richthnie über Groß- 
feuerungsanlagen, die 1988 vom Rat erst nach fünfjährigen Verhandlun- 
gen angenommen werden konnte, nicht zuletzt auch deshalb, weil 
Deutschland nicht bereit war, die Anforderungen auf ein von einigen Mit- 
gliedstaaten gefordertes sehr niedriges Niveau zurückzuschrauben. 
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Dies vorausgeschickt ist festzustellen, daß die Bundesregierung bislang 
noch in keinem Fall Veranlassung hatte, durch ein „Veto" eine Beschluß- 
fassung endgültig zu verhindern, zumal die Möglichkeit strengerer natio- 
naler Regelungen gemäß Artikel 130 t EWG-Vertrag besteht. 


68. Abgeordneter Welche Möglichkeiten hat die Bundesregierung, 

Klaus auf die Wahl der Rechtsgrundlage von EG-Richt- 

Lennartz linien und -Verordnungen Einfluß zu nehmen, 

(SPD) und wie will sie durchsetzen, daß z. B. die EG- 

Richtlinie für Industrieanlagen (IPC-Richtlinie) 
auf Artikel 1 30 s b asiert? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 28. Juni 1993 

Über die Rechtsgrundlage für einen gemeinschaftlichen Rechtsakt ent- 
scheidet der Rat im Rahmen seines Beschlusses über den Vorschlag der 
Kommission. Die Bundesregierung ist grundsätzlich der Auffassung, daß 
produktbezogene Regelungen auf Artikel 100 a EWG-Vertrag und die 
übrigen vor allem auch anlagenbezogenen Umweltregelungen auf Arti- 
kel 130 s EWG-Vertrag zu stützen sind; letzteres gilt auch für den in der 
Frage angesprochenen Richtlinienentwurf über die integrierte Vermei- 
dung und Verminderung der Verschmutzung (IPC-Richtlinie). Der Bun- 
desminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktor Sicherheit hat die Kom- 
mission mit Schreiben vom 5. Mai 1993 deshalb nachdrücklich auf gefor- 
dert, ihren Vorschlag für die IPC-Richtlinie, der von ihr noch nicht verab- 
schiedet worden ist, nicht auf Artikel 100 a, sondern auf Artikel 130 s EWG- 
Vertrag zu stützen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Post 
und Teiekommunikation 


69. Abgeordnete 

Lydia 

Westrich 

(SPD) 


Welche weiteren Poststellen sollen in den Land- 
kreisen Pirmasens und Zweibrücken geschlossen 
werden, nachdem bereits bekannt ist, daß zum 
Jahresende die Poststelle in Kröppen schließen 
wird, und welcher Zeitrahmen ist dafür jeweils 
vorgesehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 29. Juni 1993 

Das Vertriebsstellennetz des Unternehmens Deutsche Bundespost POST- 
DIENST ist seit Jahren geprägt von einem starken Rückgang der Nach- 
frage nach Schalterdienstleistungen. Dies hat dazu geführt, daß die 
Kosten des Filialnetzes in Höhe von ca. 4,5 Mrd. DM jährlich nur noch gut 
zur Hälfte durch entsprechende Einnahmen abgedeckt sind. Vor diesem 
Hintergrund muß es, insbesondere auch im Hinblick auf die Finanzierbar- 
keit der infrastrukturellen Verpflichtungen des Unternehmens, ständiges 
Bestreben der Deutschen Bundespost POSTDIENST sein, kostenbewußt 
zu handeln. 
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Zur Zeit wird das Vertriebsstellennetz bundesweit auf seine Übereinstim- 
mung mit den Organisationsrichtlinien des Unternehmens überprüft. 
Diese Richtlinien stehen in Übereinstimmung mit dem vom Deutschen 
Bundestag im Jahr 1981 verabschiedeten Konzept zur Postversorgung auf 
dem Lande (Drucksache 9/408), das weiterhin Gültigkeit hat. 


Die Ergebnisse dieser verkehrsmengenbezogenen Untersuchungen lie- 
gen noch nicht vor. Für den Landkreis Pirmasens kann daher gegenwärtig 
noch nicht festgelegt werden, ob und gegebenenfalls welche der dort vor- 
handenen Poststellen geschlossen werden. Dies gilt grundsätzlich auch 
für den Landkreis Zweibrücken. Dort ist aber wegen der bereits bekann- 
ten Unterschreitung der Mindestnachfrage die Schließung der Poststel- 
len II in Dietrichingen und Walshausen beabsichtigt. Der Zeitpunkt hierfür 
steht noch nicht fest. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


70. Abgeordneter 

Siegfried 
Sch eff 1er 

(SPD) 


Wurde die DIN 18025, Teil 2, „Barrierefreie 
Wohnungen/Planungsgrundlagen" in die techni- 
schen Wohnungsbaurichtlinien oder Verwal- 
tungsvorschriften der Bundesländer aufgenom- 
men, und welche Bundesländer haben sie in die 
Wohnungsbauförderungsbestimmungen über- 
nommen? 


71. Abgeordneter 

Siegfried 

Scheffler 

(SPD) 


Wie erfolgt die Umsetzung der DIN 18025 in den 
Wohnungsbauförderungsbestimmungen, oder 
werden nur Teilaspekte der DIN als Planungs- 
grundlage erforderlich? 


7 2 . Ab geordneter 

Siegfried 

Scheffler 

(SPD) 


Wird die DIN als Kann- oder Soll-Bestimmung in 
den einzelnen Bundesländern aus geführt? 


73. Abgeordneter 

Siegfried 

Scheffler 

(SPD) 


Gilt die DIN nur für Altenwohnanlagen (oder für 
spezielle altengerechte Wohnungen), oder ist sie 
für alle öffentiich geförderten Wohnungen als 
Planungsgrundlage verbindlich? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Joachim Günther 
vom 30. Juni 1993 

Umfang und Differenzierungsgrad der technischen Wohnungsbauförde- 
rungsbestimmungen sind in den 16 Ländern im einzelnen unterschiedlich. 
Dies gilt auch für die Vorgaben zum behindertengerechten, behinderten- 
freundlichen oder barrierefreien Bauen. Zur Anwendung der DIN 18025, 
Teil 2, „Barrierefreie Wohnungen/Planungsgrundlagen", die im Dezem- 
ber 1992 in Neufassung veröffentlicht worden ist, ergibt sich auf Grund- 
lage der vorliegenden Richtlinien folgender aktueller Sachstand, der im 
Hinblick auf noch laufende Überarbeitungen von Richtlinien sowie mög- 
liche ergänzende Hinweise und Empfehlungen der Länder außerhalb der 
Wohnungsbauförderungsbestimmungen nicht abschließend ist: 

Elf Länder (Bayern, Bremen, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpom- 
mern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland- Pfalz, Sachsen- 
Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen) verweisen in den technischen 
Wohnungsbauförderungsbestimmungen ausdrücklich auf die DIN 18025, 
Teil 1 und/oder Teil 2, soweit Vorgaben für die Gestaltung von Wohnun- 
gen für bestimmte Personengruppen - ältere Menschen, Behinderte - 
formuliert werden. Diese Vorgaben haben im einzelnen unterschiedliche 
Verbindlichkeit (Soll-Bestimmungen, Beachtens- oder Berücksichti- 
gungspflichten, Hinweis- oder Empfehlungs Charakter). Sie gelten grund- 
sätzlich für alle Sozialwohnungen, die für den jeweiligen Personenkreis 
errichtet werdeij, bei Wohnungen für ältere Menschen also nicht nur für 
Wohnungen in Altenwohnanlagen, sondern an allen Standorten. 

Die Länder Hessen und Thüringen schreiben nicht nur die Planung von 
behindertengerechten Wohnungen als barrierefreie Wohnungen nach 
DIN 18025, Teil 1, vor, sondern darüber hinaus grundsätzlich auch die be- 
hindertenfreundliche Gestaltung der Erdgeschoßwohnungen als barriere- 
freie Wohnungen nach DIN 18025, Teil 2, in allen Mietwohngebäuden, die 
sich von ihrer Lage dafür eignen. 

Einige Länder (Baden-Württemberg, Berlin, Sachsen) nehmen in den 
Wohnungsbauförderungsbestimmungen nicht auf die DIN 18025 Bezug, 
stellen jedoch bestimmte Anforderungen an die Gestaltung von Wohnun- 
gen für ältere und/oder behinderte Menschen. Im Saarland gibt es keine 
speziellen technischen Wohnungsbauförderungsbestimmungen; gefor- 
dert wird nur, daß geförderte Bauvorhaben den bauordnungsrechtlichen 
Bestimmungen entsprechen. Im Land Brandenburg soll die DIN 18025 im 
Zuge der laufenden Neufassung in die technischen Wohnungsbauförde- 
rungsbestimmungen aufgenommen werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 


74. Abgeordneter Inwieweit wurden bei den von einer Delegation 

Horst des Bundesministeriums für wirtschaftliche 

Sielaff Zusammenarbeit und Entwicklung zuletzt in 

(SPD) Kirgistan besprochenen Projekten (siehe Fra- 

ge 66 des Abgeordneten Gernot Erler in Druck- 
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Sache 12/5082) Erfahrungen des Bundesministe- 
riums des Innern bei der Hilfe für Deutsche be- 
rücksichtigt, und sind diese künftigen Hilfen mit 
den Aktionen z. B. des Bundesministeriums für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten abge- 
stimmt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hans-Peter Repnik 
vom 28. Juni 1993 

Die Aktivitäten und Planungen des Bundesministeriums des Innern in Kir- 
gistan bei Hilfen zugunsten der dort lebenden Deutschstämmigen wurden 
sowohl bei Vorbereitung der Delegationsreise von Bundesminister Carl- 
Dieter Spranger als auch bei den Gesprächen in Kirgistan berücksichtigt. 

Allerdings läßt sich die Tätigkeit des Bundesministers des Innern bei der 
Hilfe für Deutschstämmige nur teilweise auf die bilaterale Entwicklungs- 
zusammenarbeit übertragen. Zielgruppe der Hilfen des Bundesministe- 
riums des Innern sind die in Kirgistan lebenden Deutschstämmigen; Part- 
ner des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent- 
wicklung (BMZ) ist die kirgisische Regierung in ihrem Reformstreben zur 
Verbesserung der Lebensbedingungen für die kirgisische Gesamtbevöl- 
kerung. Das BMZ wendet auch in Kirgistan Verfahren an, die sich in vielen 
Jahren der Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern bewährt ha- 
ben. 

Nachdem Kirgistan seit 1. Januar 1993 als Entwicklungsland anerkannt 
ist, ist das BMZ für die Entwicklung und wirtschaftliche Zusammenarbeit 
mit diesem Land innerhalb der Bundesregierung allein zuständig. Dar- 
über hinaus verbleibende Aktivitäten anderer Ressorts in Kirgistan wer- 
den mit dem BMZ abgestimmt. Mit dem Aussiedlerbeauftragten der Bun- 
desregierung, dem Parlamentarischen Staatssekretär beim Bundesmini- 
sterium des Innern, Dr. Horst Waffenschmidt, besteht ein regelmäßiger 
Informationsaustausch mit dem Ziel - wo immer möglich -, Synergie- 
Effekte zu erzielen. 

Im übrigen bestand mit der kirgisischen Seite während des Besuchs von 
Bundesminister Carl-Dieter Spranger Einvernehmen, daß in die bilatera- 
len Programme der Entwicklungszusammenarbeit auch weiterhin, wo 
immer das möglich ist. Deutschstämmige einbezogen werden, so wie dies 
bereits bisher geschehen ist. 


75. Abgeordneter 

Horst 

Sielaff 

(SPD) 


Werden bereits bestehende regionale Kontakte 
zu Kirgistan und Aktivitäten, wie z. B. die von 
Rheinland- Pfalz, bei neuen Förderungsmaßnah- 
men miteinbezogen, und ist gewährleistet, daß 
die deutsche Botschaft in Bischkek vorher über 
alle entsprechenden Projekte und Hilfsmaßnah- 
men der Bundesregierung informiert wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hans-Peter Repnik 
vom 28. Juni 1993 


Einer Einbeziehung bestehender oder beabsichtigter Hilfsmaßnahmen 
z. B. deutscher Länder in die Programme des BMZ steht nichts im Wege, 
soweit das BMZ hierüber informiert wird. 
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So hat sich kürzlich die hessische Steuerverwaltung bereit erklärt, im 
Rahmen der Technischen Zusammenarbeit dem kirgisischen Ministerium 
für Wirtschaft und Finanzen bei der Reform des Steuerwesens zur Seite zu 
stehen. 

Über die bilateralen Maßnahmen der Zusammenarbeit wird die Vertre- 
tung in Bischkek stets unterrichtet. 


Bonn, den 2. Juli 1993 
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